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Redalkon und ccpeblien 
Paradiesgaſſe Nr. 32 

Vor einigen Tagen fan mon in einigen verumer Wlöt⸗ 
tern die folgende aufſehenerregende Notizt 

Zwiſchen der Herresverwoltung vnd der Dalmler⸗ 
Difſerenze „1 eulbin in die bahn führtsr 15 der Seihmn 

ferenze tanden, die 
205 der Ziema vorldufis eine müſibee Nußſcch beizu⸗· 
ordnen. 

Ueber die Gründe dieſes auffälligen Vorgehens ſind im 
Hauptausſchuß bemerkenswerte Aufklärungen gegeben worden 

Die Daimler⸗Motoren⸗Geßellſchaft beſteht ſeit 1890, ihr 
Sit iſt Stuttgor“-Untertürkheirn, eine Zweigniederlaſſung beſitzt 
ſte in Berlin⸗Marienfelde. Ihr Zweck iſt die Arebeutung der 
berühmten von G. Daimler in Ceanſtadt Lemachten Petroleum · 
und Gasmotarenerfindung. Sie erzeugt Perſonen⸗Kraftfahr⸗ 
zeuge, Krankenwagen, Nutzwagen, Lufiſchiff⸗ und. Flieger⸗ 8219 

mowdten (Narke Mercedes). 
n ad gehören an; Kommerzienrat Ernſt Berge, 

Dausat Paul Da hippert (B.⸗Marienfelde), Ernſt 
Wolff (B.⸗Marie 0 und Dr. G. Sekler. Im Aufſichts“at 
litzen u. a.: Baurat P. v. Gontard (Deutſche Waffen⸗ und Mu⸗ 
nitionsfabriken, Berlin). Kommerzienrat Dr. C. Duttenhofer 
(Ver. Köln⸗Rottweiler Pulverfabrih) und Dr. M. Duttenhofer 
(Rhein.⸗Weſtf. Sprengſtoff⸗A.⸗G.). ů 

Die Dividenden betruven: 

      

1013. 190ʃ9. 8 Proz⸗ 14 Proz. 

1910... 10 19014. 16 
1011. 10 1015. 28 
19122 12138316 35 

ů Die Aklien des Unternehmens, die i. 3. 1011 zu 228 no- 

lierken, erreichlen während des Arteges Höhen bis über ag 
an n 

Aktien mker⸗Motorenwerken im Kurfe nach.“ 
Genoſſe Nos ke ſchilderte im Hauptausſchuß die Machen⸗ 

ſchaften der Daimler⸗Werke und der kriegsliefernden Sroß; 
induſtrie ausführlich wie folgt: 

Es gibt kein Gebiet der Bezahlung bei den Griegslleferungen, 

auf dem der Fiskus nicht geprellt worden iſt, oder geptelll werden 

ſollte. Darüber wird im Plenum des Reichstages ausführlich zu 

reden ſein. 

     kolgende Mitteilung Eitnonimen 
e 
    

Heute können uns nur einige Spezialfälle beſchäftigen. 

Die Heeresverwalkung hat zu Anfang des Atieges geglaubl, durch 

zufetzen, daß nur ein normaler Gewinn gemacht wurde. 

hohe Preiſe zur Produktion von Ariegsmalerial anrelzen zu möifen. 
weil ein Teil der Kriegsinduſtrie ſich zurückhielt. Damals ſind rieſige 

Oewinne von einer Anzahl von Unternehmern gemacht worden. Die 

Profite ſtiegen trotz der Erhöhung der Materialpreiſe und der Löhne. 

weil die Produktion einen immer gröheren Umfang annahm. Das 

gilt 3. B. von der Herſtellung von Arkomobilen und beſonders auch 
von der Erzeugung von Moloren. Die Heeresverwaltung mußte 

ſelbſtverſtändlich ſehr raſch darauf Bedacht nehmen, die Preiſe ſo feſt⸗ 
Das iſt leider 

nur fehr zögernd geſchehen. Bel klelneren Lleferonten konnte man eine 

Konlrolle der Geſlehungskoflen vornehmen. 

Zahlreiche große Anternehmungen, darunter nakürlich 

auch ürupp, die A. S. G. und andere wehrlen ſich nach 
KHrüften gegen eine Nachpröfung ihrer Kalkulation. Sie 

haben ſich höchſtens dazu verſlanden, gelegentlich unzu⸗ 

treffende Nachweiſungen über ihre Produklionskoſten 
zu geben. 

Was Geheimrat Mayer vom Wumba über die Arbeiten der Vortrags · 

abteilung mitgeteilt hat, läßt darauf ſchließen, daß zum Teil nützliche 
Arbeit geleiſtet iſt. Zu einem allgemein befriedigenden Jufland ſind 

toir noch lange richt gelangl. Die Berechnungen leiden darunter, 
doß e am n grünen Tich eer — werden, wenn auch untet Ver⸗ 

WMeatriebh ntehr oder Oh ein Oßs ein 

Die Demmlehnng von Sahrerhtes gen wird in marchen 

Jöllen genüht haben, hat aber auch dazu geführt. daß jetzt 
faſt überall direkte oder indirekte Iniereffenien ſihßen. 

Dazu kommen die meiſten nicht aus ihrer akken Unſchaumig beraus, 

daß das PDroſt iimachen elwas Coberswertes iſt. Es gibt kein Gebiet 
Si    Ser Keiegsseſchffung, 18—0 nich? 

haben, Ein Wort über die Zuſchülſe. die in gewalliger Höhe ganzen 
Sricgaindultrien bezahlt worden ſind. Einige Verwalumgszweige 

e E. Es iit der Verwaltung zum Vorwurj 
zu machen, darß mit Reichsmitiein viele Millionen für Aniagen bezꝛahil 

wurden, deſſen Beſitz ſich die Unternehmer nach dem Kriege erfreuen 
köhnen. Es hätte darauf Bedacht genommen werden müſlen, dem 
Sistus einen Veſihantell dauernd zu ſichern. Die Preisberechnung für 

Kriegslieferungen braucht in Deuiſchland dem engliſchen Syſtem nicht 
nachgeahmt zu werden. W03 aber a⸗ aus ber engüſchen Prazis 

  

englßhen 

  

      

  

„Beirirh zu errrichen War.   Sessis- 
   

beträchtliches gelernt werden Eypsen, Die vom —— ler einge⸗ 
ſethte Kommiſft⸗v für die Nochprüfung von Kriegslieſerüngen Bul 
trotz wlederholler Jorderung bis heule noch nicht eire Zulammen⸗ 
ſlellung über die Cleferungsverträge erhallen können. In der vom; 
Kanzier berufenen Rommiſſion fir die Prüfung von Kriegslieferungs 

Durch die Annahme des Antrages des Unterausſchuſſes muß erreicht vertägen habe ich forigeſetzt gebrärgt, baß die Heeresverwaltung eine 
Kontrolle der Geſtehungskoſten in den Betrieben ſelbſt. erzwingen 
mülſtſe. Das hat ſie nichl getan. Zu unſerer Ueberraſchung haben wir 

heute gehört, daß ſie dazu ſchon längſt in der Lage geweſen wäre, 

da das Reichsjuſtizamt der Anſicht iſt, daß auf Grund der Vundes⸗ 
rotsverorduung vom 12. Juni 1917 eie Einſichtnahme in die Bücher 
erzwungen werden könnte. 

Das iſt geradezn unerhört, daß von dleſem Recht nicht 
Gebrauch gemachl wurde. 

Ich halte es für empfehlenswert, datz der Melchstss trotzdem eine 

weitere Verordming forderi, weil es froglich iſt, ob alle Gerichte der 
Auffaſſung des Auſtizamtes beitreten werden. 

Nun zum Jall Dalmier! 
Die von den Daimler Motoren-Werke erzielten Profite ſind von der 
ölfentlichen Meinung ſchon kange als ungeheuer angeſehen worden. 

Sie konnten erzlelt werden, weil die Heeresverwaltung unbegreiſ⸗ 
licherwelſe dauernd Preiſe bezahit hat, wie zu der Jeit, gis nur mit 
großere Mühe einzelne Evemplare von Moloren bergeſtebt werden 

konuten. 
Es iſt rickig, daß eiue Nuchprüfurg der Untoſlen der 
Firma ſchwer war, weil die Vorlegung von Kaltulctlons- 

berechnungen verweigert wurde. 
Die Firma pochte dabei auf den beſtehenden Rechtszuſtand. Es ift 

geradezu unbegreiflich, daß dle Aulitärverwallung ſich 
den Palmlerſchen Machenſchaften mit einer 

unbberirekſlichen Grduud geflgt 
Hül. Sile iſt nichl einnial aus ihrer Ruhe vekommmen, ols die Duint· 

lerſche Ceitung troh lhrer rajenden Ptoftle emen welleren Preispuf. 
ſchlug von 50 Prozeni forderie. Sondrin ſie hat Leswegen lanzs 

Erſtdie Drohung des. Kommerzienrals Berge mit Pro 
duktionseinſchränkungen hat die Miitärverwaltung veranlaßt, ein Ein- 
ſchreiten zu überlegen. 

Was Kommerzienrat Berge der Heeresverwaltung 
ſchrieb, lief auf die Streildrohung eines Unter⸗ 
nehmens hinaus. Wenn jemals der Begriff Landes⸗ 
verrat auf Arbeilsverweigerung mit Recht hälte 
angewendel werden können, dann auf die Ankündi⸗ 
gung des Herrn. Berge, daß er die in dem Inlereſſe 
der LCandesverteldigung unbedingt erforderlichen 
Motoren nicht mehr in der bisherlgen Zahl liefern 

wolle. 
Erſt als bel Verhandlungen im Württembergiſchen Kriegsminiſterium 

dem Leiter der Daimler⸗Werke die in Ausſicht genommene Militari⸗ 
ſierung des Werkes angedroht wurde, habe er ſich gefügt, und ver⸗ 
ſprochen, keine Einſchräüukung der Produktlon vorzunehßmen und die 
Gefchyãftsbũcher vorzulegen. 

Auf die Nachpröfung haften ſich die Herren ſchon ſeit 
geraumer Zeit eingerichkel, iüdem ſie planmũßig die Kai⸗ 

kulaklonsanfflellungen jälſchen üeßen. 

Dieſer Umſtand, der den wilitäriſchen Stellen erſt bekannt wurde, nach⸗ 
Rem am vorigen Freitag mit der Leitung von Daimler eine Ver⸗ 

ſtändizung erzielt worden war, hat bazu gezwungen, weitere Maß⸗ 

nahmen zu erwägen. Ich habe dafür volles Verſtändnis bei dem 
württembergiſchen Kriegsminiſter und den im übrigen in Betracht 
kommenden Stellen gefunden. Die Oberftarksauwalkfchaft wird die 

Angelegenheil gründlich prüfen, eln Perfahten einkeiten, die Vächer 
nachyrüfen laſſen, die aun woßhi deſchlagnahmt ind. 

Zweifellos fegt Betrug⸗verſuch und vollendeer 
Artenswucher vor. 

Ob bei einern gerichtlichen Verfahren ſehr viel herauskommen wird. Il 
allerdings zweifelhaft, nach dem vor einigen Tagen das Diesbadener 
Geticht in der Siondalaffäre Phinpyi die Frelſßresung ekert Sazu, 
Angeklagter verklluder hal. Bei den Stutigarter Beſprechungen mit 
Vertretern des Kriegsminiſteriums und des Generalkommamdos war 

au erwägen, in welcher Form eine Kontrolle über den Daimlerſchen 
ů Eine Mintariſterang wie ars Ranlaß von 

Streiks kommt nicht in Betracht, well eine ſoiche Masregel die Ardei⸗ 
kerſchaſt betroſßen hätte, die aber Lebt ganz auher Werucht 8 

laſien iſt. 
tEs kann ullo nur eive militariſche Oöeronfficht in FruÆ 
kommen. dei der den in dem Vetrieb abkommondierten 
Offlꝛieren auch Befehlsgewalt gegenüber der Geſchäſte⸗ 

leitung zugeſianden wird. 
Der — Vorgang ſtellt ſich als eine geroadetzu unerhörte Er · 
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Es wäre aber tolal verkehrt. anzunehmen, daß er nur 
eine Ausnahme darſtelle und daß ähnliches ſich kuum 

arech einmal wiederholen werde. 
Ecbr vahlreiche anderr Unternehmungen nützen die Situailon, nicht 

weniger ſtrupellos aus. Dem darf unter kelnen Umſtänden langer 
zugeſehen werden. Es muß rüickſichtslos durchgegriffen werden. 

mil 120 Millzarden Mark Schulden iſt das Reich be⸗ 
laſtet. Dagegen hat ſich ein Tell der deuiſchen Indultrie 
mil Gold im wahrſten Sinne des Wortes vollgeſogen. 

werden, daß in Zukunft weltgehende Kontrolle der Kriegslieferungen 
ermöglicht wird, damit die Kriegsgewinne auf ein Maß herabgedrückt 
werden., das vor dem Volke einigermaßen verantwortet werden konn. 

Der fortſchrittliche Abgeordnete Lieſching hatte vor 
Noske das Treiben der berühmten Firma geſchildert. Er 
berichtete über die Verhandlungen des“ Unterausſchuffes über 

Preistretbereien, insbeſondere in der Automobilinduftrie. 
In Amerlka koſtet das Uutomobll 5000 Mark, füär das in 

Deulſchiand 12 0D mark bezahlt wurden. 
Die Dalmier-Werke ſlehen an der Spitze d biefer Preiskreibereten. 

Der Pitektor di „dieſer Werte hal die Kalkulationsauffleflungen nacht⸗ 
träglich ändern laſſen, um die Prüfunget „ nach 
der Anzeige eines enllaſſenen Angeſite 2 gar höhere 
Cöhne angegeben, els bezahll wurden. Der Vetter bes Kriegsamis 
iſt veranlaßt worten, den ganzen Betrieb ſofort unler militäriſche 
Leitung zu ſtellen, um weitere Hälſchungen zu verhüten. 

Die. Firma Daimter forderte für Mokoren jetzt einen 
Preiszuſchlag von 50 Prozent und der Direxktor drohte 
mil Einſtellung der Nachtarbeit, falls dieſer Preis nicht 
bewilligt werden ſollile. Das war die Drohung mit 

dem Streik. 
Einer miltiäriſchen Hommiffion hal der Dlrettor die Vorlage det 
Büͤcher verweigerl. 

Der Unterausſchuß des Keichslugs hot dann beſchloſßen, 
eiver neuerlſchen milikäriſchen Kommiſſion den Abge⸗ 

ordneten Noske beizugeben. 
verhandelte am Dienstag in Stutigart mit dem 

württembergiſeꝛen Kriegsminiſter und mit dem Staatsanwalt. Gezen 
den Direrkor iſt ein Seperſahern eingeleitel. Der Unteransſchns 
beantrogt nun: 

Den Relchskonzler zu erſuchen, ſchleunigſt eine Verord⸗ 
nung des Bundesrnis zu veronfaſſen, die den Reichs⸗ 
kanziler ermächtigt, Einſicht in die Geſchäfsvücher der 

Kriegsindultrie zu nehmen. 
Der Antrag ijt eine zwingende Nofwendigkeit, weil ſich viele 

Werke welgern, die Einſicht in ihre Blicher zu geſtatien. Die Firma 

   

    

Daimler hat vor dem Krieg Probemotoren hergeſteilt, deren Preis 
natürlich hoch war, eben weil es ſich um Probearbeiten handelbe. 

heute ſind dieſe Motoren ein Maſſenarlikel geworden. irotzdem iſt der 
Preis nach der gleiche, wie für die Probeſtücke. Vie Firma Daimler 

hat in dieſem Artikel deshalb geradezu ein Monopol, weil den ande⸗ 

ren Fabriken die Erfahrungen fehlen. 

Die Seibfikoſlen für einen ſolchen Motor vLetrogen 5090 
Mark, bei 30 Prozent Gewinn ſtellt ſich der Preis anf 
7000 Mark, die Firma aber berechnet 15 000 Mark und 

darguf will ſie jetzt nocs s5o Prozenl Zyſchlag und droht 

mit dem Streik, wenn ſie das nicht bekommti. Bei elner 

Produklion von 500 Motoren im Monat haben die 

Daimler⸗Werte ſchon jetzt einen Gewinn an dieſem 

Alrlikel allein vor is Millionen Mart im Zähre. 

Sy iſt der Kapitalismus! Unbeirrt durch das Bluineer 
des Krieges vermehrt er wie im Frieden mit allen Mitteln die 
berauſchende Fülle von Macht und Reichltum, von der einſt 
Kare Marx geſprochen hat. Als Imperialismus hetzt er die 
Bölker zum Weltkriehe auf einander. Dann beutet er die 
durch die mörderiſchen Kämpfe Gefeſſellen auch noch national 

Kriegsmucher aus. Das iſt die berühmte 
ie Nußnießer des Handels und der Induſtrie 

für alle Ewigkeit erhalten wiſſen wollen. 
Was zwingt aber das Reich, wenn es Kriegsſchutmiltel. 

Kanonen, Motoren üſw. braucht, dazu nebenher erft noch 
Millionäre und Uebermilionöre zu zlichten, deren kapitaliſte⸗ 
ſcher Appelit niemals Leſtꝛaut werden kann? Der Fall Daimler 
iſt ein erheblich größeres Gegenſtück zu dem von uns 6 8 
geſchüderten Kampf der Eilicthen 8 

  

   

    

„büterlendsparteilichen“ Hirem 
Zieſe⸗Carlſon⸗Schichau gegen die Stadt Danzig. 
Deirnler fKyrt ſeinen Krieg nur in weit größerem Maßſtabe 
gegen das Deuttſche Reich felber. Beide Fälle beweiſen bis zum 
Ueberdruß, daß das Großkapital eigenſüchtig nichts als nur 
ſeine Bereicherung bennt. Dieſe Ausſchreitungen der Kriegs⸗ 
induſtrie ßordert bringend ihre Verſtaatlichunig. Sie predigen 

     

      

   

    

   
   

   

 



    
   

  

         

kteber die Verbötiniſſe in Finnland werden M 
verbreibet, Mie cuif eine grobe Orreführung ber 
Mrimmg biauslanfen. Sy wird in einem Artikel 
Allg. Zeitung“ üder die beiden in Finnland um d 
rängenden Negierunoen behauptel, die weiße e 
„Dun dein gangen Vandtag rechtmäßig 
Webhenrehferung wird erzählt, „Als die Revolution durch die 
zwnrimaliſtiſchen Muchenſchaften in Finntand asezettelt 

wurde, hat ſſch eine Nabenregierung von rulſiſchen Sozialiſten 
Autorität ehriüchmden. Stie komüte ſich auf keine andere 

jitützen, als auf die Salonette der roten Garde und ſie perät, wie 
Es ſcheint, int Wanken.“ Diele Behauptunz ſteht mit den wirk⸗ 
Ptchen Taiſachen im ſchroffſten Wüberſyruch In Wahrheit 
war ſchon ſeit —— der neuen Verfaſſuntz im Jahre 1005 
die Bartel, aus der dieſe angebliche „Nebenregterung von 
v2 fſtſchen Sozlaliſten“ hervorhehangen ilt, die ſtärkſte n rini⸗ 
ſeden Landtag. Es iſt die finniſche. Soßaldemokraße, die 
14her den ſtädtiſchen Arbeitern die Maſſe der Häusler und 
keinbanern hinter ſich hat. Daraus erklärt ſich ibre Wschleng 

Stärte. Dieſe Partel bar denn auch nach Ausbruch s ihre Stärte. Qieſe 
ex ruſſiſchen Revolution im Mörz v. Js. die Reglerung in 

Finmland innegehabt und der ſozialdemokratiſche Bauern⸗ 
brer Tokol hal als finniſcher Riniſterpräſident zuerſt die 
nniſche Unabhängiskeit proklamtert. Das brochte ihn in 

Komtlikt mit der damaligen Petersburger Reglerung Kerenskis, 
die den finniſchen LVandtag gewaltſam auflöſte und eine Neu⸗ 
wahl anordnete, die eine kleine Mehrheit der bürgerlichen Par⸗ 
deten in den Landtog brachte. Die Sozialdemokratie erkannte 
die Rechtmäßigkeit dieſer durch ruſſtſchen Eingriff erzwungenen 
Serndtugscufiöſung und Reuwatzt nicht an und hielt in der 
Ueberzeugmg, daß die Mehrheit der Bevölkerung nach wie 
Or hinter ihr ſtönde, an ihrem Recht auf die Reßzerung feſt. 

Die Behauptung. die rote Regicrung ſei von Rußlaed 
serl und ſetze ſich aus rufflichen Sozialiſten zujammen, 

K alſo eine frei erfundere Fabel. Wermn in Anſchluß daran 
vort der Nordd. Allg. Jeikang“ behouptet wird, , deele Re⸗ 
Werung ſſtütze ſich nur auf die Baſonette der roten Garbe“. 
ꝰD will das Blatt damit bei ununterrichieken Leſern wohl den 
anben erwecken. dieſe roten Garden ſeien ruſſiſche Bolſche⸗ 

In Wahrheit ſind es Die und 
Scwern, die mit der rulßiſchen 

      

   

  

   
   

  

    zemein haben. Daß es ſich hier u²m die breite Maſſe des 
Arrtiſchen Velkes Dendeit. Wird am beſten dadurch bewieſen, 

  

daß dee rott Partei in dem größten Teil des Landes ſich bis 
eht entſchieden als die ſtärkere erwieſen bat. 

In einer Unterredung mit einem Verichterſtatter des 
LUihr⸗Abendblattes verſucht ein Vertreter der weißen Re⸗ 
ierung der zurzeit in Berlin weilende Staatsrat Dr. Hjeit, 
K gleicher Weiſe dem deutſchen Publikum eine falſche Mei⸗ 
rung beizubringen. offenbar in der Abſicht, ein einſeitiges Ein⸗ 

        

   
          

  

   
  il ut kühtig. Die weil egietung iſt eine 

Fegterung, Ne, ſie kn Lands felbſt die Mehrheit der Be⸗ 
völkerung gegen ſich hat, ſich nicht i1 ceuleßen vermag und 
darum nach Hilfe von außen ſchreit. 

„Was den Derſuch angeht, die Regieruunu der⸗ Eumichen 
Arbeiter und⸗Vauern als eine Mörderbande hinzuſtellen, die 
alle erdenktlichen Scheußlichkeiten verkbe, ſo ſet darauf hin⸗ der 

weißhen Warde, war, der die Prapis der brutalen Exekukion 
Neuerdings iſt es der 

Veruntteluns Ichwediſcher Sa, n, unter Führung des 
Stockhalmer l rgermelſters D3 ndhagen, gelungen, Ab⸗ 
machungen zwiſchen den kämpfenden Parteien zuſtande zu 
bringen, wonach beide Teile eine anſtändige Behandlung der 
Gefangenen gewährleiſten. Die Rote Reglerung, die genau 
denſelben politiſchen Charakier hat wie die deutſcherſeits an⸗ 
erkannte Regierung der Ukraine, tritt ihrerkeits gegen jede 
verbrecheriſche Ausſchreitung aus ihren Reihen entſchloſſen 
auf. Sie hat eine Kammiſſton eingeſetzt, die nach dem Bericht 
Lindhagens aus Helſingfors mit der beſonderen Aufgabe be⸗ 
traut iſt. „alle Fälle von Gewalttätigteiten, die von Anarchiſten 
ader einzelnen roten Gardiſten. die auf eigene Fauſt vorgingen, 
begangen ſind, zu unterſuchen. Dieſe Kommiſſion habe alle 
Täter der in den letzien Tagen an verſchiedenen Orten be⸗ 
gangenen Toiſchläge verfolgen laſſen und ihre Verhaftung an⸗ 
georbnet“ 

Auch die Entfernung ruſſiſcher Truppen aus Finnland 
nimmt ihren raſchen Fortgang. Wird in dieſer Weiſe gemäüß 
dem Friedensſchluß mit Rußland Finnland von rufſiſchen 
Truppen befreit. was nur eine Frage wemger Tage iſt, ſo if 
der Sampf in Jinnland ju einer rein inneren Angelegenheit 
G finniſchen Volkes geworden. Es iſt eine Forderung der 
Gerechiigkeit wie der politiſchen Klugheit, das anzuerkennen 
und daraus die nötigen praktiſchen Konſequenzen zu ziehen. 
Zede einfeilise Pastelnahme es Seibüktfümt Sinsreifen 

1 gewie fen, daß es Generul Mannerhein, der Führer der 

ſeiner gefangenen Gegner einführte. 
   VBernntelung 

   

    

  

    
SnL, 

von außen iſt zu veruxfeilen. Wer dem finniſchen Volke wohl 
will. wird verſuchen, zwiſchen den ſtreitenden Parteien eine 
Verſtändigung herbeizuführen. Dieſer Verſuch iſt von dem 
ſkandinaviſchen interparlamentariſchen Komitee, dem Mit⸗ 
glieder aller Parteien Dänemarks, Norwegens und Schwedens 
angehören, bereits eingeleitet worden. Auch von deutſcher 
Seite ſollte in dieſem Sinne gewirkt werden. Das iſt der ein⸗ 
zige Weg die gegenwürtigen und die künftigen Intereſſen des 
deutſchen Volkes zu wahren und die Grundlage für dauernde 
gute Beziehungen zu der Maſſe des finniſchen Volkes zu 

      Kreiſen zugunſten ſeiner Partei zu rechtfertigen. Er behauptet, legen. 

Kriegsnachrichten 
SHRSe 

Die Lage im Weſten 
Eüpricht Hermann Stegemenmm im Verner Bund. Er ſagt: 

Die Seamwichims ſchleicht, wenn man die ungedeure Span⸗ 
nait der in dieſen Tagen und Bochen jeder⸗ 

r. ben tommenden Dingt enigegenblict. Sieht man aber 
vom Rejer pſocholognchen Zeifbewexriuitß äb. Is ESne an zu dem 

Ergehnis daßs gerabe Ddas Segenteil richtig iß. And wenn in 
menigen Bochen große Operationen beginnen und bis dahin keine 

Brücke der Verfländigung jwifchen den felndlichen Belkern ge⸗ 
üczlagen iſt, wird wan mil Schreden iunt werden, wie jchwell ſich 
Pieße Eulreiklung vollhogen vhal und mie enerm 8ie militäriſchen 

Vorberritungen waren, die lich in dieſen Tegen vollhäehen. Die 

geratigen Erkurdungen und zahireichen Störungsverſuche im 

Westes gehmen inzrwelichen 

kick Der e-warieten großen Of 2 . 

Ed. der Finter aus verhl. Srisgt krs näher und vertützt die 

Ixifl, die ßich zur Herbeifshrung eines gemetuen Fricdens aus 

dem Zwiſchnzanm ergibt, den wir irutz der jckeinber ſchieichenden 
awichueg alzs deld wertelden ſehen — 
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4-Dert. Tagebl.) Dle Pariſer Stonks 
bernimmt Anireungungen., um eine urue Ber- 

2 des Pers⸗ss Segen den Mörder JaurE Hurchhnteher⸗ 
dDes Drema der Ffranzßstichen Sozici 

    

   

   
  

  

    

wüctelt, wie ſie ſih am Ende jedes Krieg⸗ ut e CEis Wre val —3 
Ortenles, das in Juhrhunderken des Arteges erprobß il. Eut den 
gefunden. daß derjenige Sieger iſt, der eine VBiertriſtunde länger 0 
der Gegner en jeinen Sieg zu giauben vermaug. Das iſt auch mein 
Srundiatz. Man fagt. es zue uns ein möglichſt baldiger Friede noi. 
Ich wüuſche den Frieden, ich. würde ein Derbrecher Elein wenn 105 
anders duchte, aber durch Blöken nuch dem Frieden beiagt man den 

Silchen Militarismus nicht zum Schweigen. (Lebhafter Beifall 
f vieten Sänken.) Mein Wahlſvruch It: Seidi überan in der 

Ailik fübre ich Krieg. In der äußeren Pontit führe ich 
jfall) Ich juche mich aufrechtzuerhalten im Vertrauen mit 

Anieren Verbündeten. Rußland hat uns verraten. Ich jahre fort. 
ſtrieg zu jähren und werde fortfahren bis zur letzten Biertelſtunde. 
Denn⸗ die letzie Wierkelitvade wird uns Weüswen, Alle Welt denkt es 

wir einig. Ju den Sozialiſten gewandit. 
ch verſtehe, daß einige unter Ihnen vor 

iiten auf eine bevorſtehende allgemeine Ab⸗ 
daß man ſich ſenſeits des Rheins 
10 Doite, 3u den Ihrigen, aber ich 

nnützigkeit Ihres 
Das ißt nich geſcheden, Es 

den Verſuch zu erneuern, der durch die 
Ut morden iſt. Ich habe es am erſten 

8 eit ihren Lauf nehmen würde und 
werden bis ans Ende gehen in der Erfüllung der 

2. nicht weniger ichwierig iſt wie die umſerer Soldaten. 
wäird w Wüfhelkss. Acyts ans bengen 

darauf mit 400 gegen 75 Stimmen die 
en, die belage: Die Kammer ver⸗ 
Erklärungen urd geht zur Tages⸗ 

    

  

   

            

    

  

      

  

    

    

      

   

   

  

rwärts“, der leider zum OQltfrieden noch 
en feſten Standpuntt kinden kann. ſchreibt hierzu: 

miung innerbalb der deutichen Sozialdemokratie 
vornehmlich unter dem Eindruck des 

— Die ArSHerechtle Rung der von AESESSein 
2 in Hriedersſchluß hatte berech⸗ 

Stimmen wie die der Genoſſen 
ů Reyer ſahen in dem Frieden von Breſt⸗ 
Tatiache. die eine grundjãätzliche Aenderung 

Riiichen Geicanthaltung nach ſich ziehen müſſe. 

Sahnt nns daran, daß wir 
Sntere Poffit nicht rein öſtlich orientieren können. Sie ge⸗ 
Seßes Ens, e im Weſten noch innner ein Feind fiehl, deſſen 

ů ndtr ungehbrochen, ſondern der noch in der 
Lri iſt. Ein Feind, der den Sieg über Beuſſch⸗ 
Siel vor Augen hat und an dieſen Sieg wie 

iu Dogrtg SLabt. Mägen mir vns Deulſchlunds militä- 

       

    

     
      
   

   

   

   
   
   

   

  

  
  

   

    

2 Sage vorfellen mie wir waßen — die Talfache, daß die 
* Spiel noch lauge nicht vexloren gibt und 

Meslichen Stieg überzengt iſt. zergt. Saß 

  

  

  

  

  

   

   
DAB. Berlin, 10. Merz. Die „Rorddeutſche Allgemeine 

Sege Keitang“ veröffentdicht den Wortlaut des deutſchruffiſchen Zu⸗ 
ebverkrages 

Wecle. Frogen: 
  

behandelt in zehn Kapiteln folgende 

1. Wederouſnahme der diplomatiſchen und tonſularlichen 
Beziehungen, 2. Wiederherſtellung der Staatsverträge, 3. Wie⸗ 
K. Luckuh der Pribatrechte, 4. Erſatz für eren, 

der Kriegsgefongenen und Sivilinternſerte 
6. Sorſeegn, für die Rückwanderer, 7. Amneſtie, 8. Behandiung 
der in die Gewalt des Gegners geratenen Kauffahrteiſchiffe und 
Schiffstodungen. b. Organiſation des Spitzbergen⸗Archtpels, und 
ſeht 19. in den Schlußbeſtimmungen feſt, daß der zweite Zuſaß⸗ 
vertrag, loweit darin nicht ein anderes tinte imt iſt, aieccbeig 
mit dem Friedensrertrag in Kraft tritt ů 

Wilſon züm Oſtfrieden 
Bern, 8. März. (Eigener Drahtbericht des „Vorwärts“) 

Der amerikaniſche Korreſpondent des „DailyLelegraph drahtet: 
Die maßgebende Stelle in Waſhington erklärt, Hertlings letzte 
Rede ſei ohne Bedeukung, wenn Deutſchland die Rußland auf⸗ 
gezwungenen Bedingungen wirklich durchführe. In Waſhlagton 
beabſichuige man nichl, Deulſchland zu geſtatten, dus Eine zu 
ſagen und das Entgegengeſetzie zu tun. Deutſchlands Vorgehen 
Rüßland gegenüber ſtehe im Widerſpruch zu den von Wilſon 
proklamierten und von Deutſchland angenommenen Prinzipien. 
Wilſons Haltung gegenüber Hertling ſei am beſten folgender⸗ 
maßen zuſammenzufaſſen: MWenn Deutſchland beabſichlige, 
Rußland von der Anwendung der Bilſonſchen Grundfätze aus⸗ 
zuſchließen, ſo ſeien Herllings Worte nur hohle Phrajen. Wäre 
hingegen Deutſchland bereit, Außland und die übrige Krlegs⸗ 
karke der Anwendung dieſer Prinzipien zu unkerſtellen, ſo wird 
dies als Beweis dafür zu betrachten ſein, daß die Zentralmächte 
jur Schuffung einer Baſis für einen allgemeinen Daverfrieden 
bereit ſeien. 

    

Flanberns Selbſtändigkeit 
Der Genernigowerneun Belgiens, Generaloberſt Freiherr 

von Fulkenhauſen, hat in einer Anſprache an die Bevollmüch⸗ 
ligten des Rates von Flandern erllärt, baß Deutſchlan 
weiterhin die Beſtrebungen nach einem freien Flandern mit 
aller Kraft unleiſtütze. Die Mittel, durch die Flanderns Selb⸗ 
ſtändigkeit geſichert werden könne. lieen ſich aber nicht ſchon 
jetzt beſtimmen: das müſſe vielmehr den Friedensverhandlungen 
vorbehalten bleiben. Flanderns Selbſtändigkeit müſſe in erſter 
Reihe Sache des vlämiſchen Volkes ſein. 

   

Deulſchland 
Reichstag — 

Am 12. März ſtand im Reichstag der Entwurf über die 
Zufammenſetzung des Reichstages und Einführung der Ver⸗ 
hältniswahl zur Verhandlung. Genoſſe Gradnauer führte 
hierzu aus: 
Die Vorlage bringt zum erſtenmal eine einſchneidende Aende⸗ 

rung des Reichstagswahlrechts und iſt zweifellos von großer Trag⸗ 
weite in polltiſcher Beziehung. Ich kann ſie aber nicht o günſlig 
beurtelien wie mein Vorredner. Der S⸗ Staatsſekretär hat die Porlage 
ſehr nüchtern eingeleitet. In höheren Tönen ſprach im vorigen 
Jahre Dr. Helfferich über die Abſicht der Reichsleitung. 

Er ſagte, der geptante Ausbam folle die freie und jreu⸗ 
dixe Miiarbeit aller Gileder des deuiſchen Voiles ſchern. 

Ich kann mahrlich nicht anerkennen. daß dieſen Mden Worten 
VBoriage auch nur annähernd gerecht (Sehr wahr! Die jetzige Vorlage auch ů 

bei den Sozialdemoktater,) Stiali einer wirklich groß angelegten 
Reform bekommen wir eine Teilreſorm, die bepackt iſt mit einer 
Jüſle ſehr fragwürdiger Beſtimmungen. Wir haben die Ungerechtig⸗ 
keit der Wahlkreiseinteilung oft genug aufgebeckt und haben auch 
die Verhältniswahl ſeit langem fordert. Inſofern bedeulet die 
Vorlage einen Erfolg unſerer vie! ährigen Bemühungen. Leider 

weiſt ſie aber einen überaus zwieſpältigen Charakter auf. Einen 
guten und gerechten Grundgedanken bringt ſie in einer ſolchen Form 
zum Ansdruc, daß wir das hanze nur als ſehr unzureichend und 

unbefrledigend bezeichnen müſſen. (Sehr wahr! bei den Sozialdemo· 
kraten.) Eine allgemeine Reform wäre durchaus möglich. Man 
ſagt, mliten im Kriege dürfe man keine großen EA her. 
vorrufen. Aber dosjelbe haben wir in Preußen immer gehört und 
ſchließlich ift man auch dort zu einer beiſeren Erkenntals gekommen. 
Gerade jetzt nach dem großen Erlebnis diefes Weltkrieges wäre es 
eine Pflicht der Reichsleitung und des Reichstags, die volle Gleich⸗ 
ber. ſung der deutſchen Staatsbürger dauch auf dem Gebiete des 
Reichstagsmahlrechts zur Durchführung zu bringen. (Sehr gut'! bei 
den Sozialdemokratoen.) 

England hal im flriege eine Pahlreform großen Stils, 
die auch 8 Milllonen n der weiblichen Bevölkerung das 

Mahlrecht brachle, durchgeführk. 

(Hört! Hörtl) Durcz die Vorlage aber bleibt der pluralrechtlich⸗ 
Charakter der Reichstagswahlkreiseinteilung, der durch die immer 
wachlende Ungleichheit der Bevölkerungszohl in den Wahlkreiſen ent⸗ 
ſtanden iſt, auch in Zukunft in Mes e UAmfange erbalten. Berlin. 

an Umfang ſo groß iſt wie die Provinz Oſtyreußen, wird nach 
dem neuen Geſetz nur 10 Abgeordnete in den Reichstag entſenden 
können, die Provin Oſlpreußen dagegen 17. (Hörtl Hör““ 277 
Wohlkreile bleiben unter dem Durchſchnitt von 165 800, 62 davon 
haben ſogar weniger als 100 000 Einwohner. Ein Wahlkreis wie 
Teltow. mit einer Einwohnerſchaft von 1 315 000 erhält in Zukunit 
7 Mandate: aber ebenjo 7 Mandate bekommt auch der Reäaierungs⸗ 
bezirk Stettin mit nur 869 000 Einwohnern. Die Einwohner vor 
den Toren Münchens in einem ſogenannten Reſtwahlkreis haben 
8 1 —6 8 bis dreifache Wahlrecht wie die Einwohner Münchens 

(Sört Särt) Die Münchener haben nur dosſelbe Wanleecht 

wie Die drei Wahikreiſe, in denen die Hauptführer der Konſervativen 
gewählt ind. GHört! Hört) Das Proporkionalwahlrecht will die 
Vorlage nicht etwa ais guies und gerechtes Brinzip, ſondern ledig 

Aushbilfsmittel. 
— wie Sie die Berhältniswahl nur für 

Großtiädte elnführt, hat offenſichtlich 

    

    

    

gan⸗ 
elnen Teil der 

eine Spitze gegen die Arbelterſchaft. 
(Seht wohr! bei den Sozialdernakraten) Das wird ganz ofen⸗ 
herzis in der Begründung zugegeben. So iſt die Vorlage ſtart mit 
Eimtpoliüſher, Albſichten belaſtet. Der tendenziöſe Einſchlag der 

geht ſchon daraus hervor, daß die Verhältniswabi in einer 
Weiſ Lein gerlchtet ift, die ihrem eigentlichen Zweck durchaus wider⸗ 
ipricht. der dahmngeht. daß die Minderheiten reſtlos erfaßt werden. 
Nach der Vorlage jallen fehr erhebliche Minderheiten aus, die unter 
Umſtänden, wenn 3. B. 5 Parteien in einem Wodlkee vorhanden 
ſind, insgefam: die Mehrheit darſteilen. könten und dit 
allen Fallen weit größer ſind, als die Mehrheiten in kleineren Wahl⸗ 
kreilen. Wem bolche Minderheiten ſich zufammentun, ſo kommt e⸗ 

        

  
* 

 



Genoſſen Sch 

  

Prahtiſche ſozialdemokr 
Die letzten von uns veröffentlichten Reichstagsredon ber 

8 veidemann und Landsberg beweiſen zur 
Senühge die Rotwendigkeit ſozialdemotkrakiſcher Parlaments⸗ 
arbeit. Aber nicht nur im Reichstage wird von unſerer 
Fraktion präaktiſche Gegenwartsarbeit im Intereſſe der All⸗ 
gemeinheit unter beſonderer Berlickſichrigung der Intereſſen⸗ 
des Proletariats geleiſtet. Dasſlelbe geſchieht auch in allen 

anderen Parlamenten. Dafür bieten uns die Reden der Ge⸗ 
noſſen Braun und Leinert im Preußiſchen Abgeord⸗ 
neienhaus einen treffenden Beweis. Genoſſe Otto Braun 
prach am 6. Mürz über die ö‚ 

polenfruge- 
Er führte aus: 

Abg. Otto Braun (Soz.): Cs handelt lich bier um einen volifi⸗ 
jchen Kan »fetat, und die Folge Iſt, daß der Gewviun für die Volks⸗ 
wiriſchaft, aus der Täligtelt der Anſtedlungskommiſſton enlſpringt, 
in kelnem Verhältnis ſteht zu den aufgewandten groben Millein. 
Zur Begründung dieſes mehr nationalpolitiſchen Charakters des Etets 
verweiſt man auf bie Rotwendigkeit, das Deutſchtum in den Oit⸗ 
marken zu ichützen und zu ſtärken. 

Cs Luucl erdenie . bai etwa auſſen un: Spen 
derarli tel, bedienen müſſen, um gegen 

U0 eiwa 222 Millonen Polen zu ſchützen. 5 in der 
Richlig iſt allerdings, daß in einzelnen Vezirken die Polen in 
Leheanach üind und auch rechi aggreſſiv gegen das deulſche Ele⸗ 
menk auftrelen. Aber hier liegt jedenjalls eine Wechſelwirkung vor. 
(Sehr wahrl bel den Soz.) Auch in dieſen Bezirken befinden ſich die 

polniſchen Telle in der Abwehr, da hinter den preußiſchen Elementen 
die ganze Macht des preuhiſchen Staates ſteht. Und dle Bolilik, die 
reußen belreibt, lüuft doch letzten Endes darauf hinaus, Die polnij⸗ 

Prehenden Elemenke aus dieſen Kreiſen zu verdrängen, (Sehr richtlgl 

Eln folche Politit kann unlürlich nlemals zur Berſländl⸗ 
gung und zur Mlderung der Hegenſätze führen. 

Die Anſtedlungskommiiſion hat mit ihren Beſtrebungen nur einen ganz 
winzigen Erfolg erziell. Denn in dem lebten ZJahrfünft hat ſich die 
deuiſche Bevöllerung in jenen Provinzen um 4s, dle polniſche um 4,4 

Prozent vermehrt. 
Dieſer Gewinn ſteht in keinem Verhälinis zu den aufge⸗ 
wandten Millilonen und der Unſumme von Verbikterung 
und Verärgerung., die dieſe volllit bei den Polen hervor⸗ 

  

(Sehr wahel bei den Polen und Soz.) Hel einer Fortſetzung, der 

suf die Ver ung der Polen gerichteten Polifikł iſt eine Begiän⸗ 

  

digung mit den Polen ausgeſchloſſen. Das hiehe, mit dem preußlichen 

Schlaſel den polniſchen Herzensſchrein aufſchließen wollen. Dieſe 

Politił mußz veeimehe reſtios aufgegeben werden. Vor dem Kriege 

war die Maſſe der polniſchen Bevölkerung zweifellos zur Verſtändi⸗ 

gung bereit. Bei Pys, des Krieges kam man zunächſt der preußt⸗ 

ſchen Regierung und Bevölkerung mit einem gewiſſen Vertrauen ent⸗ 

jegen. Aber dies Vertrauen murde mit offenem Miktrauen von deut⸗ 

cher Geite beantwortet; die Polen wurden ledig'ich mit Verſprechungen 

abgeſpeiſt. Zetzt endlich will man ernſt machen mit der Aufhebung 

des Enteignungsgejetzes, aber offenbar nur, weil man zur Erkenn 5 

gekommen iſl, daß dies Geſetz ein Mihoriff war. 
Es hal ſich in Wahrheit als Hllfsakflon für halbbanterolle 

yoiniſche Grohgeundbeſitzer herausgeſtellt. 

(Sehr wahrl bei den Soz.) In diefer Aufhebung kann alſo die pol⸗ 

niſche Bepölkerung kein Entgegenkommen erblicken, zumal der § 13 

des Anfledlungsgeſeihes aufrecht erhalten wird, mit dem man es dem 

polniſchen Baner unmöglich machen kann, ſich auf eigenem Grund 

und Boden ein ſchätzendes Dach zu bauen und zumol man es ableimt. 

polniſchen Aufiedlern die Wohltaten des Gheſehes betr. die Anſiedlung 

son Ariegsteiinehmern im gleichen Maße zugnte kommen zu laſſen. 

hal doch der Londwirtſchaftsminiſter in einer Kommiſſion 

des Herrenhauſes erklärt, die Anſiedlungskoramiſſion 

werde wie bisher den deulſchen Anſiedlern zu erheblich 

günſtigeren Bedingungen als polniſchen Kriegsbeſchädig⸗ 

ten Anfiedlungsmöglichkeit verſchaffen. 

(Hört! Hört) Alis die Männer, die gemeirſam im Schützen⸗ 

aben anden haben, follen wenn ſie nach hauſe Lommen, 

wieder Lahrſchreden bewertet werden. (Hört! Hörtl) Ein 

Mitglied des Herrenhauſes, das lange in einem rein polniſchen 

      lliſche Arbeit       
       

iu den Parlamenten I be Patimienten 
Kreiſe geletßtt hat, hat in der. Kommiſon- beſtättgt, be die Polen bei der Mobilma⸗ Düchl wie er 0 des Keleges uile mn Pflicht getan haben, er wiſſe nicht, wie er ihnen mit einer ſol⸗ Auonaihimebeſlimmunhg gegenübertceten könne. (Höril Hörti) Es iſt ein Fehlet der ganzen preußi ſchen Polenpolltik, daß ſie dieſe Im⸗ 
ponderabilien nicht beochiet. an will zwar geſtatten, baß der Reli⸗ 
givonsunterricht in Zukunft in polniſcher Sprache erteilt werde. Aber wenn der Unter in Rellglon nur polniſch erteilt werden tann, krliſt das natürlich ſär den geſamten Schulunterricht ebenſo zu. Am beſten wäre es, man lehrte die Polen auch deutſch ſprechen und dle 
Soctſcmn auch polniſch Prechen. Das vürde zu ihrem wiriſchoftlichen Fortkommen fehr viel beitragen. (Sehr wahrl bei den Soz), Au⸗ 
dle Vehandlung der polniſchen Saiſonarbeiler als rechlloſe Maſſe trägt nicht zu Derſohuung der Maſen bei. (Sehr richtlal bei den Soß.) Auf 
diefe M. ile ſiößt man die Polen von Preußen ab und erhoͤht die An⸗ 
Aleßungskraft des neuerrichteten polniſchen Staates. Man beſorgt da⸗ 
mit die Geſchäfte der ertremen Expanſionsvolitiker auf volniſcher Seite 
und die Geſchäfte der Enkente, die, als die Bolen noch ür den arismus 

    

lich die Polen als Werkzeug gegen die Miltelmächte benn 
Sehr wahr! bei den Soz.) Wenn nicht eine agareſſive Frredenta in 
den polniſchen Landesteilen unausbleiblich ſeie on, muß die vreusiſche 
Polenpolllik von Grund auf geandert werden. Zerr Wolff⸗Gorki 
meinte, mit allem Enigegenkommen werde man die Polen mit dem 
preußiſchen Regime nicht ausſöhnen. Allerdingo, mit dieſem preußi⸗ 

ſchen Regime nicht. ſezen 
will, beweiſt auch die Abſicht, das Vroporkionalwaßfrecht in den pal⸗ 
niſch lprechenden Provinzen einzufſhren, eine Maßnahme, die ſich 
nafurgemäß appen die Volen richtet. Entweder man führt einen extrem 
ſcharfen Kampf gegen das Poientum. was ich für fehr verderblich 
halten würde, oder man treibt tatſäckhliche Verſöhnungsvolftik, darf 
aber dann nicht bet Halbhelten und Verſprechungen ſtehen bielben. 

Der unheilvolle Einfluß des Den Aismus muß gebrochen 
wer 

Alle Ausnahmegeſetze und Verwaltungsmaßregeln gegen die Volen 
muß man reltlos aufheben. Räume man den Poien gleiche Rechie 
und gleiche wirtſchafkilche und polikiſche Beräkigune ein. Nur ſo kann 
man ihr Verlrauen gewinnen. (Beifall bei den Polen und Soz.) 

Am 7. Mörz ſprach Genoſſe Leinert über: 
Verkehrspolitik und Sozloldemokratie. 

Wir laſſen ſeine Rede nachſtehend ausführlich folgen: 
Bon der gevlanten Erhöhung der Perſonentarife n wir 

lebialich durch die Verhandlung des Eiſenbahnrdn Lerhahren⸗ 
Solche Erhöhungen müſſen ſftig durch Geſetz ſeſigeiegt werden. 
Wenn es ims der F. ů te, hät' r gar 
nichts gewußt, daß die der v hung 
in den Etat eingeſetzt ſind. Die Ausgaben der Elfenbahnverwaltung 
ind in den letzten Jahren enorm geſtiegen, ſo z. B. die Preiſe für 
Kohlen um 127 Prozent, Preiſe für Schienen um 68 Prozent, für 
Holzſchwellen um 85 Prozent, Lokomotlven ſind um 57 Prozent teurer 
gemorden, Perſonenwagen um 76 Prozent, Güterwagen um 97 Pro⸗ 
zent, teilwelle ſogar um 109 Prozent. Ich führe die Zahlen aus 
einem beſonderen Grunde an. Als die Arbeiter in den Lokomoliv⸗ 
und Waggonfabriken feinerzeit Anträge auf Lohnerhshung ſtellten. 
wurde ihnen enlgegengehaͤlten, die Eiſenbahnverwallung habe er⸗ 
klärk, daß ů 

nur 8 Brozent mehr für Löhne 
ausgegeben werden dürften, und habe die Preiſe für Cokomokiven 
und Waggons nicht erhöht. (Hörtl Hörti) Angeſichts der tätfächlich 
bezahlten höheren Preiſe wäre es nun Sache der Eiſenbahnverwal⸗ 
tung, darauf zu dringen, daß die Löhne in dieſen Fabriken auch ent⸗ 
prechend erhöht werden. (Sehr wahrl bei den Sozialdemotraten.) 
In der Tat aber iſt der Eiſenbahnminiſter umgekehrt am Werke, 
dahin zu wirken, daß die Löhne in der Rüſtungsinduſtrie herab⸗ 
geletzt werden, nur damit die Löhne der Eiſenbahnverwaltung nicht 
höher ſteigen. (Hörtl Hört! bei den Sozialdemotraten.) 

Nun hat der Eiſenbahnwiniſter uns ſein Reformprogramm 
für die Zeit nach dem Kriege vorgetragen. In gewiſſer Weiſe lehm 
er ſich an die Forderungen des früheren Miniſterioldirektors Kirch⸗ 
hoff an, geht aber lange nicht weit genug. Die erſte Klaſſe ſoll in 
D-Zügen mit Ausnahme der internationalen D-Züge abgeſchafft 
werden, o daß etwa nur noch 25 Prozent der D-Züge die I. Kiaſſe 
haben werden. Da aber Süddeutſchland damit nicht einverſtanden 
iſt, müſſen die Züge in Süddeutſchland mit 1., 2. und 3. Klaſſe fahren. 

  

E, mitß die prertgitch    

  

     

         

Daß man die bisherige Nadelftichpolitit fortſetzen 

    

ich nehmen. Nur bei dem Eilverkehr in der 4. Klaſſe ſollen die 

     
          Dieſet Wierſtand det Lerbahnverwollungen gegen bie Aett. 

,e een,ee wie * 
jend geboten esIſt, endlich Zzur Ret n überzugehen. ehr 
5 den Sebe raten.), Daß die 1. Klaſſe undeniabef „ 

  

     
  

iſt il 1 i aüber leich E teht weun me nur ein 0 Wen. 
Ml aber wi Vetkehrt, wenn man auch nach 

Artege bie- P.Hütge, die P uM . lahſe führen, beibeholten W.. 
Das bedeutel eine große Benachtelligung der Reiſenden 8. Klaſſe! 
(Sehi richtig) Wis wüin chen — baß auch 

„ in die D.- Züge Wagen 4. flaſſe — 
eingeſtellt werden. Jetzt will man elnige Eilzüge mit 4. Klaſſe ſahren 
leſſen, abt— nur nachts. Wir ſind überzeug, baß die wirtſ⸗ a den 
Verhältnih, die Eiſenbahnverwaltungen zwingen werden, in den 
Reformen bald erheblich weiter zu vehen. In der 4. Kläſſe mutet man 
den. Jahrgäſten noch immer zu, mit einem Stehplatz vorlleb z1ddu 

ahr⸗ 
gaſte Anſpruch auf einen Sitzplaß haben. Notwendig wäre ab Lie 
Sinfüt h von Schlafwaß El (e, ſerver die Erleichterung des 
Verkehrs burch Sonnlagsſahrtarten und Allometerheſte. Die Ver⸗ 
lahrslchwierig elten: ſind leide; noch immer im Steigen. Sowelt ſie 
mit Krießsnetwendiglelten zufamm, u. nimmt ſie die Bepölkes 

       fämpilen, an ein jelbſtändiges Polen nicht gebacht bat und jehk lediel.x Beihraußtgin Kauc, Lirhs Aachf herrſch aber über die 
Jeh⸗ wwill Weſchränt ung des „Sonniagsderleßre. (Sehr waheh Unerhört iſt 

   Ser Ses lten Fahrlarten flir D- illge. (Sehr richtigt) 
Es muß auch den weniger Bemittelten Gelegenheſt gegeben werden, 
die D.,Züge zu benutzen. Die nolwendigen Dauten der Eiſenbahn⸗ 
verwallung ſollten ſo in Angeiff Pwerhen werden, daß die zueück⸗ 
kehrenden Arleger dabei eſchsllig werden können. Die Unternehmer, 
mit denen die Verwaltung Verträge abſchliekt, müſſen unbedingt 
verpflichtet werden, beſtehende Torifperiräge einzguhalten. (Sehr 
richtigl) Der Vertrag über die 

— Vergebung der Eiſenbahmerlame am Reimar Hobbing 
hätte unbedingt dem Abgeordnetenhauſe vorgelegt werden müſſen. 
(Sehr richtigt) Der Vertrag hat nicht nur elne fiskaliſche, ſondern 
auch etne politiſche Seite. Reimar Hobbing hat bekanntlich feit den 
1. Januar die „Norddeutſche Allgemeine Zeitung“ übernommen; faſt 
alle amtlichen Druckſachen werden ihm Übergeben. Außerdem ſtent 
der Verlag auch die meiſten Drucſachen der Alldeuiſchen her, &⸗ 
giot Leule, die meinen, daß mit dleſem monopolvertrag das deſizit 
der „Norddeutſ⸗ Allgemeinen Feitung“ gedeßt werden ſoül. (Hört: 
Hörihb So groß dürkte das Deftzit aber kaum ſein. Belzeichnend iſt, 
deih dem Verlag das alleinige Kecht vorbehaiten iſt, Druckſachen in 
die Eiſenbahnzüge zu l. Da werden wir es wahrſcheinlich er⸗ 
leben, daß die „Rorddeutſche Allgemeine Zeitung mit einer Unmaſſe 
von-Injeraten unter Vermittlung der „Ala“ an dle Relſenden in, den 
D⸗-Zügen verteilt wirb. Das wird ein glänzendes Geſchäft für den 
Berlag ſeln, der 25 70 bei felnen olldeutſchen Schriften von der 

  

Papiernot nichts zu [püren ſcheint. 50 Prozent von den Roh⸗ 
einnahmen ſoll der Verlag an die Elſenbahnverwaltung abgeden. 

     
Aber was wird unter Roheinnahmen verſtanden? Nach dem Der⸗ 
trage gehen danan ab alle Ausgaben, die entſtehen für die Anbrin⸗ 
gung der Reklame, für die Herſtell der Rek iftenen, 

  

die ber Berleger bekommt, und 8 iet 
elne maßioſe Ausbeulung derjenigen, die gezwungen ſind, Eiſenbahn⸗ 
reklame zu kreiben. (Sehr richtig! Der Miniſter meinte, or denke 
bezüglich dieſes Vertrages ganz ſtstaitſch Es iſt aber nicht ein pꝛ⸗ 
ehen, warum die Derwaltung einem Unternehmer Millionen ver⸗ 
dienen läßt an einem Unternehmen, das ſie jelbſt betreiben könnte. 
Venn der Miniſter auf die Möglichteit hinwies, daß der Verleger 
Künſtlern für die Reklame Beſchäftigung geben werde, ſo befürchten 
wir meit eher eine Ausbeutung der Künſtier. Sehr unvarſichtig iſt 
die Abſchließung des Bertrages auf 15 Jahre. Hoffentlich iſt es noch 
möglich, den Vertrag zu löſen, bei dem zweifellos die Intereſſen der 
Eilenbahnverwaltung nicht genügend gewahrt ſind. (Zuſtimmung 
bei den Sozialdemokraten.) 

Das Vollsurteil von Mieder⸗Barnim 
Berlin, 14. März. Die heulige Reichstagserſatzwahl 

in Niederbarnim dürfte Stichwahl zwiſchen dem Sozialdemo⸗ 
kraten Wiſſell, der bisher 23 394 Stimmen erhielt und dem 
unabhängigen Sozialiſten Breitſcheid mil 15 809 Stimmen er- 
geben. Der nationalliberale Stadtfyndikus Moreßzky erhlelt 
5906, der freiſinnige Eiſenbahnbeamte Hoffmann 5200, der 
konſervalive Amisvorſteher Kuehn 2710. Kleinere Orte ſtehen 
noch aus, doch wird das Ergebnis dadurch nicht geändert 
werden. * 

  

  

Vor 70 Jahren 
Ein Gedenkblatt zum 18,. März. 

Der Sieg der franzöſiſchen Revolution am 24. Februar 

1848 zog ſeine Wellenkreiſe auch in Deutſchland. Eine furcht⸗ 

dare Erregung bemächtigte ſich des ganzen Volkes. Was in 

Paris möglich geweſen war, follte in den deutſchen Staaten 

nicht unmöglich ſein. Faſt in allen Hauptſtädten der deut⸗ 

jchen Staaten kam es zu Aufſtänden. In Berlin wurden 

bereite in der zweiten Märzwoche zahlreiche Vöolksverſamm⸗ 

kungen abgehalten, an denen ſich namentlich das große Heer 

der Arbeitsloſer; zahlreich beteiligte. Auch fing man an, den 

Bau von. Barrikaden vorzubereiten. Durch alle dieſe Vor⸗ 

kommmiſſe ſah ſich Friedrich Wilhelm W. veranlaßt, den Land⸗ 

    

  

kommen 

tag auf den 27. April einzuberufen. Dabei wurde in Aus⸗ 

ſicht geſtellt, daß dieſer Landtag berufen ſei, die konſtitutio⸗ 

neilen Freihelten auszubauen. Aber dieſe Friſt dauerte dem 

Volke zu lange und ſo mußte ſich der König wohl oder übel 

entſchließzen durch eine Verordmmg vom Vormittag des 

18. März, die Eröffnung des Landtages bereits auf den 

2. April feſtzufetzen. Deutſche Frugen follten hauptſächlich 

behandelt werden, die Umwandlung Deutſchlands in einen 

Bundesſtaat, die deutſche Wehrreform, Freizügigkeit, Preß⸗ 

freiheit, gleichs Maß und Gewicht und dergleichen Dinge 

mehr. 
Hocherfreut über diele ſo lange und heiß begehrten Zu⸗ 

geſtändniſſe zog das Volk in hellen Haufen vor das König⸗ 

liche Schloß, um dem König eine Dankeskundgebung darzu⸗ 

kringen. Man fand aber bas Schloß militäriſch Leſetzt. Das 

reis! einen großen Tell des Volkes und während die einen 

Hachs auf den König ausbrachten, forderten die anderen mit 

lauter Stimme die Entfernung des Militärs. Der Tumult 

wurde immer größer, die Volksanſammlung gewaltiger. 

Schließlich wollre das Militär den Schloßplatz ſäubern. Es 

fand aber Widerſtäand bei dem Volke und min fielen mit 

einemmal die beiden bekannien Schüſſe. Wer ſie abgeſeuert 

hat wer den Vefehl dazu gab, iſt nie ermittelt worden. Aber 

nun be e furchthare Aufregung des ganzen 

Volkes. Es G ir ſind verraten! Zu den 

  

Walfen!“ Borrikaden wuchſen wie Pilze aus der Erde. Um 

drei Uhr nachmittags begann der Kampf. Zwar waren die 
ruppen den Barrikadenkämpfern überlegen, aber wo eine 
Barrikade erſtürmt war, entſtanden ſofort mehrere neue. 
Das aufgeregte Volk wurde nicht müde, den ungleichen Kampf 
immer wieder von neuem aufzunehmen. So wogten die 
Straßenſchlachten auf und nieder bis zum frühen Morgen 
des anderen Tages. Schließlich aber wurden die Truppen 
eher ermüdet, als das ſich felbſt immer wieder ſammelnde 
und ergänzende Volk. So gab denn endlich am 19. Mürz 
morgens 2 Uhr der König den Beſehl, die Truppen zurück⸗ 
zuziehen. Gleichzeitig erließ er den bekannten Aufruf: „An 
meint lieben Verliner!“ 

Die demokratiſche Bewegung haite damit einen Riefen⸗ 
erfolg erzielt. Von den Gefallenen wurden mehrere auf 
offenen Bahren in den Schloßhof getragen und der König 
mußte dazu auf dem Balkon erſcheinen. Nachmittags um 
2 Uhr wurde verkündigt, daß das alte Miniſterium entlaſſen 
und ein neues, liberales an ſeine Stelle getreten ſei. Am 
20. März wurde eine allgemeine Amneſtie erlaſſen und am 
22.März wurden die Opfer der Kämpfe vom 18. März nach 
den Friedrichshain zur letzten Ruhe geleitet. Den ſchier end⸗ 
lofen, mehr denn 180 Särge umfaſſenden Leichenzug mußie 
ſich der König vom Balkon aus mit auſehen. Die große Maſſe 
der Gefallenen waren Handwerksgeſellen, Arfeiter, Hand⸗ 

nicht seſtgeſtellt werden. Sie gehörten alſo wohl der unterſten 
Schicht der Vevölkerung an. Des arbeitende Volk hat es ſich 
nicht nehmen faffen, das Andenken dieſer für die Freiheit 
Gefallenen zu ehren. Alljährlich werden die wohlerholtenen 

Gräber der Märzgefallenen mit Blumen und Kränzen ge⸗ 
ſchmücki. Maturenörscher ſerreibt in feiner „Hohenzollern⸗ 
Legende“: 

„Darum hat die Arbeiterklaſſe ein geſchichtliches Recht. 
dieſen 18. März als ihre U iß Goite els ihr Frühlingsfeſt zu 
begehen, inn ſo mehr, je mehr die Bourgoiſte verlernt, die Kämpfer 

des 18. Mörz als ihr eigenes Geſchlechi zu begreifen. Hat ſie 

doch auch fofart ſich bemüht, der Arbeiterklaſſe die Früchte des 
Sieges wieder zu entreißen.“ Die Arbeiterſchaft war damals 

noch nicht organiſiert und ſo mußte ſte die Wahrung der ſeywer 
nen Rehte dem Bürgertum überlaſſen. Aber dies erwies 

in ſchlechter r. Zwar verkündigten der Köntg und 

neue Miniſterium in einem Aufruf: „An mein d on 
     

  

do⸗ 
De Deutſche Nition!“ „Gieichzeitig mit den Raßregeln zur Ad⸗   lungsgehilfen, Behrlinge uſw. Von 53 konnten die Perſonalien   

wendung der augenblicklichen Gefahr wird die deulſche Stände⸗ 
verſammlung über die Wiedergeburt und Gründung eines neuen 
Deulſchlands beraten, eines einigen, nicht einförmigen Deutſch⸗ 
lands, einer Einheit in der Verſchiedenheit, einer Einheit mit 
Freiheit. Allgemeine Einführung wahrer konſtitutioneller Ver⸗ 
faffungen mit Verantwortlchkeit der Miniſter in allen Einzel⸗ 
ſtaaten, öffentliche und mündliche Rechtspjlege, in Strafſachen auf 
Geſchworenengerichte geſtützt, gleiche politiſche und bürgerliche 
Rechte für alle religißſen Glaubensbekenntniſſe und eine wahrhoft 
volksküumliche. fre'ſinnige VBerwaltung werden allein ſolche höher⸗ 
und irnere Einheit zu bewirken und zu befeſtigen imſtande ſein.“ 

Aber was wurde von dieſen ſchönen Verſprechungen in 

die Tat umgeſetzt? In Preußen wurde das berüchtigte Drei⸗ 
klaſſenwahlrecht ungeſetzlich von oben herunter eingeführt, ein 
Wahlrecht, unter deſſen Laſt wir noch heute ſeufzen. Troßz⸗ 

dem hätte das Bürgertum auch mit dieſem Wahlrecht die 
Errungenſchaften des 18. März hüten, bewahren und erweitern 
können. Aber es verſagte. Schon 1849 duldete es indem es 
ſich von den Wahlen erttielt, daß der Landtag ein agrariſch⸗ 

peäktiovnäres Gepräge und den Spottramen „Landrats⸗ 
kammer“ erhielt. Immer mehr wurden die unter Blut ⸗ 
vopfern errungenen Freiheiten eingeſchränkt und deſeitigt. 

Schon im September 1848 konnte man es wagen in Köln 

alle pölitiſchen und lozialen Zwecken dienenden Vereine auf⸗ 

zuheben und die unter der Leitung von Karl Marx ſtiedende 

neue rheiniſche Heitung und andere Arbeiterblätter zu ver ⸗ 

bieben. ſowie andere ſcharf eingreifende Maßregeln anzu⸗ 

ordnen. Um die 1848 verſprochene „wahrhaft volkstümliche 
freiſinnige Verwaltung“ muß heute nach 70 Jahren noch ge⸗ 
kömpft werden. 

Ob es jetzt endlich gehngen wird, das Dreiklaſſen⸗ 

recht durch das allgemeine, geheime, gleiche und direkte Wahl 

recht zu erſetzen, iſt trotz der kaiſerlichen Boiſchaften inmer 

noch nicht ſicher. Aber der 18. März möge das arbeitende 

Volk daran erimern und mahnen, daß es nicht nur die Pflicht 

hat, das Vaterland mit Gut und Blur gegen Jußere Feinde zu 

verteidigen, ſondern daß ihm auch die Pflicht obliegt, für ſiK 

und ſeine Nachkommen die ſchon viel zu lange vorenthaltener 
Rechte zu erringen und zwar mit allen zu Gebote ſtehender 

Kräften. Das vornehmſte dieſer Rechte aber iſt ein zeli⸗ 

gemäßes preußiſches Wahlrecht. deſſen Verwirklichung weder 

verhindert, noch verſchleppt werden darf. 

  

          

    



  

210/ Lohre ulten Einwotner der 

Geſchlechie, unter Kufbebeng auer 3— Des be⸗ 
forder' wüird. 

H. Den Aene, 
beſßer ais histher ahnerundet 
von⸗Bertin und andern g 
Vezkrt felpmändzs eimen Stadtoerordheten wäßzli. 

Begründung- 
1. Pe ———— 

eecieen, wor tgen vor Venn Arrh- Mibe gens oder 
Venihee Eeögr rden Aug vor dem —— deren 92 
der Erkenninis geworden die &8 Maus: Verber. 
emüße Lae Weet⸗ eee, 
2 Aau ——— von 85 he Waßl. 

ung * „ 
ränkt — jeit. wo. 100 Sahren. 

— an verſtundüch⸗ Banbenüe mit geheimer Ab⸗ 

l. 8 222 dir W‚üi- 50 

von ummõ 

a ben Sch gefloſfere Wocht die Gieichheit des 
Weten Keteegees, Bus MWeies, Sentes 

ius Veät, Wanfs, Seres 
Die von iühr 

u Lellem e L 

ee e aren uch 
be: Tapebieits inm Pereutber kiner ngetend geflͤrt. 
wöchen Wir Der, weimhontan- E der Rrichstaßhs⸗Abges 
von Danzig. Herr u. in emer 

genarhten Gründe 

UübftüWusgSseirts 
renzen. und ſte, wach dem Muſter 
e EE deh keder 

  

   

ſante Jur un⸗ 
üie . Srandt dese d U81 ſeon 

r die Erfetzmg vrrikla 
—— allgetrreirre, gleiche, teheim: 

n⸗ 

Ueberiregung dieles Wahieehes aun auj 
hal Herr Stadtrat Dr. Roſen⸗ 

Diet unlängſt Hehaltenen Deinhuntet 
Kede ertlärt hat, nach dem Kriege ſei kem Bahirrcht mehr möglich, 
das die Arirghcerrcherer Legen den Krieger mit dem Eikernen TFreugze 

ben 
E 1 Di e für des Dahlr iſt von zns aue pra 

eden gen worden. Sedr vi viele unſerer Krienger 

  

i ner Saurend Gesd uicht wenihe apen vert Si Danen 
  

mr ſür dos Baterland gebiüter, nicht wenige haden 
Wen 17—29 Jahren den Hechesrdei erlikten. Nicht E 
Alters ſind Ritter des Elſernen Kreuzes geworden. Es ir 

   

  

   
en Anm der Serechtsgtent. des Woblrechtsclter mit 20 dahren 
deginnen zu laſſen. 

Das Frouen⸗ahlrecht iſt beute kein Gegenſtand der Dis · 
Rufton mebr. hat es dem größten Teil ſeiner Frauen 
Perrits ie v ſche Kesienang, bat es vor kurzem 
jelber 1r Deruuſchlands Brauen und MWädchen haben unter 
den Wi— des Kriegßes viel ſchwerrr als die Nänner gelitten. 
Sie haben trotzzem das Baterland mit ihrer körperlichen und 
geiſtigen Arbeit verteigt und es mirtichaftlich anftecht erhalten. 
Sehr vieie Fruiren müffrr auch uth dem Krieß 
berdubt, den es umns Daſein ſeldſtändig 
rechterheltung des Geſchlechtsvorrechts wird unter 
känden zu einer durch nichts gerechtſertigten Hüärte. 

II. 
mungsdegirie Senachtel 

  

nüi⸗ 
igte die Wiciſchüfettch jchecherrn 

2 5ED Ernührers 

ren. Die Auf⸗ 
dieſen Um⸗ 

bisber geltende Eimieilung der der Wahl- und Abſtim⸗ 
Wähler 

noch weit über das Unrecht des Dreiilaffenwahkrechtes Dinctts. 
Sonſt wärr es 
Sozial-mokratiſ⸗ 
im Oktoder —⁶ bei rund 1825 

ummöglich 

     

geweſen, daß zum Beilplel die 
Partei dei der letzten Waehl der drei Adteihungen 

Wänern emen einzisen Stadt⸗ 
Sömtliche 8 Studterordnete entfielen auf 

irgerlichen Parteien, obwohl ſie nur rund 2465 
Dabei erzielte die Soziälbemokratie nicht 

deniger. als in 9 Abitammungsbezirken (davon 2 im erſten Wahl⸗ 
dezirt, 2 im zyweiten Wabibezirt und in 5 von den insgeſamt 12 
des Drihten Saptdezirks) die Mehrtein der aßgegebenen Stimmen. 
Eire jolche Einteilung dorf ſchon desdalb nicht Länger gebulder 

  

werden. Kreil ßie in ibrer das Wahlerpeb 
den Biltär ckreizend wirken muß. Eiz ähnliche 
wird auch in keiner andern deutſchen Stadt mehr geduldet. 

SDzIAiDrerSHHINSYEr Serets Denzig- Stn. 
Der Borftand. 

Schon ehrfech ilt feitens der Beſigen Parteter 

   

  

widerrechilich fälichen⸗ 
s Verfahren 

mifatton 
verfucht worden, die Frage des Konmmmel-Wabirechis im 

  

    
Stpervröretengartcerent Jur Spruche zu bringen. 
die M Vahrechiszrage dee See im BVordergrunde des 

Kebende, bebertungsvollſe politiſche Frage. Wie f— 

   

    

Seahlrechts in Rer Gemeinde? 
Woert 

Heute 
ereges 

en ſich 
Wagiſtrat uunrd Sindiverordneien zu einer Tenderung des 

Wan Börte vor huæm des 
Ser gerHloßen hinzer dem Hagüitrot ftebenden Ein⸗ 

woßnerſchafl. Beſteht auch hier Medereinftrmmang zwiſchen 
Magiſtrat, Stadtberorbnierrn und dem geßßten Teil der 
wohnerichaft? 
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herzen zum Himmel empor. Aber immer noch iſt keine Er⸗ 

— Mie gute Some glelht und lacht — 
und lockt die Blumen aus der Meſet 

Bald kommt der Lenz nut. Prunk 
2.— uen Maen Shenmsel, 

— E 

Uube Buft kegt auf ben ſhueeſtelen Becern Auf den 
Aeckern werden Vorbereitungen zur Beſtellung Wat e. Die 
Landſtraße, welche das freundliche Kirchborf mit der 
vabunde, iſt etwas hügelich. Von den Bucheln aus wei 

er Blick auf ein großes Stück Hüemmel und den Wold. Die 
Vorfuühängnlomne ſcheint noch matt, zertellt aber doch ſchon die 
grouen, winterlichen üe nattt Auf den Waldbäumen 
kiegt kein Nebel mehr. Wee in zarte blaugrüme Schleter gehülllt, 
ſchimmert bie Maſſe des Weldes in der Ferne. Die Fherſen 
Linien des Winters ſind verſchwunden. Die Bäume, Strüucher 
und Saaten beginnen zu knoſpen und zu keimen. Der ſtellen⸗ 
welſe noch zuſammengewehte Schnee ſieht ſchmutzig und 
Erüchig aus. In den Gräben rieſelt bäinkendes Schmelz⸗ 
waſfer. Der Fluß iſt angeſchwollen und gurgelt um die mor⸗ 
ſchen Weiden, deren Rutenausſchläge von weitem wie rote 
Fahnen ausſehen. Auf den kahlen Wieſen tummein ſich 
ſcherrenweiſe die Krähen umher. Friedlich ſuchen ſie nach Nah⸗ 
rumng. Ihre krächzenden Schreie in den Schmeeſturmtagen ſind 
verſtummt. Uleberall werden die ſchlummernden Söſte der 
Erde wieder zu neuem Leben erweckt. Raſtlos und ſchöpferi 0 
wirkt und webi es im Al. Nur die Menſchen töten un 
ſtören weiter. Krieg, Krieg, Krieg!!! Millionen bete. 
Millionen Seufzer, Millionen Flüche ſteigen aus Menſchen⸗ 

       

   

  

    

    
   

  

          

    
   

      

    
   

    
   

  

   
    

     

    

leſung da. Denn Gott iſt parteilos. Hat er die Menſchen 
Doß, mit Vernunft. dem göttlichen Funken, ausgeſtattet. Dieſe 
zeigt dem Verenmenden, an 0 ielen und Bildern, daß die 

      

auch Renſch 
Gejetzen vorwärts. Nach Eis und Schnes muß 

es Frühling werben. Durch Not und Tod des Krieges ringt 
ſich die Menſchheit zu einem dauernden Frieden hindurch. 
Die Frirdensſonne ſcheint jetzt auch erſt matt, ihre Kraft wird 
uder immer orößer und wirkſomer: ſte verheißt uns den Sieg. 

b E. F. 

Frühlingsfeier der Arbeiter-Zugend. 
Wir weiſen nochmals auf die diesjährige Frühlingsfeter 

unſerer hieſigen Arbeiter⸗Jugend hin, die am kommenden 
Sonntag im Seppubnschen Lokale ſtattfindert. Dos Pro⸗ 
gramm iſt w'-der mit großem Geſchick zuſammengeſtellt und 
unſere jungen Freunde haben keinen Fleiß und keine Mühe 
geſcheut, um auch diesmal wieder ihr Können zu beweiſen. 
Außer Konzerte rträßen, Soeſang. Rei nd Regi us. Reigen und Rezitationen 
bringt das Progranam auch eine Aufführung des wirkungs⸗ 
vollen Bauern-Singſpiels „Paris in Pommern“ oder „Die 
geltſame Teſtamentsklauſel“. Wir können den Beſuch der Ver⸗ 
anſtaltumg nur empfehlen. Progrumme ſind noch im Vorver⸗ 
kauf in der Buchhandlung Bolkswacht zu 60 Pf. zu haben. 
An der Abdendkaſfe beirägt der Eintrittspreis für Erwachſene 
75 Pf., für Jugendliche 30 Sf. 

  

Sladtihealer 
Sehmerzlich haben wir in dieſem Winter regelmäßige 

Klaſſiker⸗Vorſtellungen entbehrt. Nur wenige hat uns die 
Spielzeit bisher gebrachi. Das iſt äußerſt bedauerlich, da auch 
des moderre Drama nicht allzu reichlich gegeben wird. Das 
iſt allerdings iniofern entſchuldbar, cis die dramaiiſche Pro⸗ 
dutktion an bemerkenswerten Neuheiten nicht viel in der 
Kriegszeit hervor Lebracht hat. Schließl 

      

   
        

   

  

   

   
   

    
              
    

    
       

   

   
   

     

    

     
    

                        

3 bäußiger Künſtlerwechſel 
Derirterkbar. — Alin vorigen 

le Grillparzers „Mebea“ 
2D ng. Maria Vera 

e DEsdete Derütelang ies gar nicht 
er SiRenis es gar ½ 

die verſprocher⸗ Kollegin von der Reinhardt⸗Bühne 
in Berlin vermiß Ungern ſehen wir deshalb mit Ablauf 
eier Spielzeit auh deeſe z. Wintterin non uns ſcheiden (am 

Lert gehen) Von den anderen Darſtellern ſeien 
rbrfe und Frl. Kruile lobend hervor⸗ 

Das üdervoile Haus denkte durch lebhaften Beifall. 

Die Arbeiteransſchugwwahl bei J. Schichan 
ag der 17. März von vormitiags 8 bis 12 Uhr 

großlährigen Arbeiter und Arbeiterinnen derdirma 
an die erufen werden, um ein gewich⸗ 

IE erijen. Ein harter und 
er Karngt iit noßwendig geweler⸗ 

DEAEA 
Deissicht Line recgt⸗ 

  

    

   

     
LBer, aber 

18 Sen, an 
8 2 

ler die Durchführung des Kö 

St vn 

Keim neuer Krlege in ſich. Er wird zu; 
Rüſtungen Anlaß geben. Vor allem aber bietet er den Kriegs⸗ 
hetzern der Entente Material i im Kampfe gegen ben Frebens⸗ 
willen ihrer Völker. ‚ 

Kommt es auch im Weſten zu einem Gewalffrieden, 70 
wirt die Revancheider derartigen Amteng nnehmen, daß alle 
Mitiel zum Wettriiſten verwandt und füs eulturelle Zwecke 
nichts mehr vorhanden ſein wird. öů 

Sich dem Gebiete der inneren Politit zuwendend, wies 

Rebner darauf hin, daß vor hbem Kriege die Sozlaldemokratie 
als ſtaatsfeindlich galt und ausnahmerechllich behandelt wurde. 
Er forderte volle Gleichberechtigemg aller Staatsbürger. 
Unſeren aus dem Felde zurückkommenden Genoſſen kann und 
darf mam ihre Gleichberechtigung nicht vorentholten. 
Nedner geht dann auf die ſoztalpolitiſchen Forderungen 

der Arbeiterſchaft ein. Er ſpricht ausführlich lber Bevölke· 
rungspolitik — Säuglingapflege, Schwongerenjürſorge ufw. — 
Nach dem Kriege wird eine große Kalamität auf dem Woh⸗ 
nungsmarkle Leniſtehen. Hler Lüngrgreißen iſt Pflicht des 
Staates und der Kommunen. Es muß unbedingt dofür geſorgt 
werden, daß die aus dem Felde Zurückeommenden gute und 
gefunde Wohnungen vorfinden. Weiter iſt nach dem Kriege 
ein Ausbau des Arteiterſchutzes notwendig. Die Feſtietzung 
eines Maximolarbeitstages muß gefordert werden. 

In manchen Kreiſen ber Arbeiterſchaft wird die Bedeu 
tung des preußiſchen Sandtages zugunſten des teichstaga 
unterſchätzt. Wohl ſind die Kompetenzen des Reichstags grö⸗ 
Ber, aber dem preußiſchen Lardtage unterſtetzen Frogen wie 

rn Schulweſen, Juſtiz. Gewerbeaufficht, Ver? ehrsmittel uſw. Fra⸗ 
gewalliger Bedeutung. iſt es unbedingt not⸗ SEAliige? Dat 

daß bie Arbeiterſchaft cuch im preußiſchen Vandtag 
E RIII Srtrehir erhält. HKierzi Hierzu 155 rechende Vertretung erhält. 

K ö5 dle „ſmführueg des freien Wahlrechts notwendig. Mit der 
Aufforderung für die Parteiorganiſation zu werben, unſere 
Ideen in immer weitere Kreiſe hinauszulragen, ſchloß Genoſſe 
Reek unter dem Veifall der Verſammlung ſeine Ausführungen. 

In der Debatte äußerte ſich zunächſt Genoſſe Krahn, 
der den Grund zum Kriege in der kapitaliſtiſchen Produktions⸗ 
weiſe erblickt. Für die Geſtaltung des Friedens können die 
Bolſchewikis nicht verantwortlich gemadht merden. Das ruſſiſche 
Polk wollte den Frieden, auch ſeinen Führern konnte man den 
Willen zu ihm nicht abſprechen. Der erſte Zufammenſtoß in 
Breſt⸗Litowot erfolgte infolge der verſchiedenartigen Aufz 
faſſung vom Selbſtbeſtimmungsrecht der Völker. In bieſer 
Frage Lenden ſich ſoziallſtiſche und Tapitaliſ liiſche Aufsffung 
gegenüde 

In Rußland hoffte man auf den Ausbruch einer Revo⸗ 
lution: ein Zeichen, wie ſchlecht man über die Stimmung in 
Deutſchland unterrichtet war. Die Verhöltniſſe eines Landes 
laſſen ſich nicht ohne weiteres auf ein anderes übertragen. 

Wird auch im Weſten ein Frieden der Gewalt geſchloßſen, 
kommt es nach dem Kriege wieder du einem Wettrüſten 
zwiſchen den Staaten, ſo hat Deutſchland die Houptlaſt an 
dem Maen ten⸗ zu tragen. 

Nach dem Kriehge iſt die Erſetzung der Millionen vernich⸗ 
teter Menſchenleben anzuſtreben. Eine geſunde Bebölkerungs⸗ 
politik iſt daher das wichtigſte Erfordernis der nächſten 
Zukunft. 

Rinne: Unter dem Selbſtbeſtimmungsrecht der Völker 
mghn jeder Staatsmann ud Politiker etwas anderes. Der 

Rußland geſchloſſene Friede iſt ein Machtfriede. In der 
Wohlrechtsfrage verſucht eine kleine, aber mächtige Gruppe 

nigswöortes zu verhindern. Das frele 
Wahlrecht aber muß und wird kommen. Redner verweiſt auuj 
die kommenden Stadtverordnetenwahlen. Es muß in dieſem 
Jahre Pilicht nes jeben Arbeiters ſein, A. eibervertreter in 
die Stadtverordnetenverſammlung zu entſenden. 

VB ühris: Die Bedingungen d des in im Hiten Leſchloſenen 
Friedens liegen nicht imm Intereffs des deutſch⸗ ſchen Volkes. 

gewaltige ruſſißhze Wirtſchaftsgebiet iſt durch dieſen Frieden 
vollſtändig vom Meere abgeſchnitten. Rußland bleibt kein eis⸗ 
freier Hafen. Einen ſolchen braucht es aber und nach ihm wird 
es mit aller Macht ſtreben. Hieraus wird ſich, wenn nicht 
crdere, bisher nicht wirkſame Faktoren eine Aenderung der 
Konſtellation herbeiführen, eine tieſe Feindſchaft zwiſchen 
Deulſchland und Rußlamd entwitckeln. 

Wer trägt Schuld an dem Zuſtandekommen dieſes Frie⸗ 
dens., der kein Frieden der Verſtändigung iſt? Durch die 
Tätigkeit der Bolſchewiki wurde Rußland in einen Zuſtand 
verſetzt, der ihm jede Möglichkeit der Verteidigung gegen die 
vordringenden Heere ühm. Daß Rußland die Bedingungen 

3 arnehmen und 10 guch ein von der deutſchen Sozial⸗ 
Seinetruüte gen zu Heißender Friede zuſtande kam. mar 

tScheld der Volſchewili. 
Der Friebensſchluß von Bre ⸗Sttowsk iſt aber auch ein 

Beweis für die Richtigkeit der Politit der deutſchen Sozialdemo⸗ 
erntie im Kriege und die Verkehrtheit bolſchewiſtiſcher Taktik. 

· Hätten wir uns nicht zur Pflicht der Landesverteidigung be⸗ 
kannt. ſo woee Rußlands Schickſal Deutſchland nicht erſpart 
geblieben. ruſſiſche Revolution reißt die Schranken des 
Dpenhnfen Abſolulkismus nieder. Die nüchſte Wirtſchafts · 
reriode in Rußland wird eine gewaltige Ausdehnung der 
kapitaliſtiſchen Prodütion bringen. Die Aufgaben der ſozia⸗ 
liltiſchen Revolution beſtehen in der Organifation des Pro⸗ 
dutlic ne pꝛozeſfes. Wervon iſt in „ Rußten x aur Zeit noch gar 
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250 Welebert, Kriegsverletzter 
250 Deiegierte vertraten 28 500 Mitglieder. Die erſte Sitzung rung 

2 ů en a ve öübme ſia Be,eepn,, De,üher e er 
Grundlage der Wilſonbotſchaft verlangt. 

negarer 

meldet folgende intereffante Vegebenheiit 
In Lyon begann der Kumgreß ſämtlicher franzöſiſcher 

Und früherer Kriegsteilnehmer. 

  

nahm eine Reſolution an, die einen raſchen Frieden auuf 
  

  

   
    

riensbeſchädigten und ehem. Ariegstell⸗ 
Mer Bi Märg im Gerwerbehauſe eine öffentliche 

Verſammlung ab, in ber Arbeiterſekretär R. Jäpel einen 
Vortrug über die Notwendigkeit der Reform des Mannſchafts⸗ 
verſorgungsgeſetzes hielt. Der günſtig aufgenommené Vor⸗ 
trag war mit belel Beiſpielen aus der Praxis des 
Nedners verfeherrt ů 

Daß den Kriegsbeſchüdigten nicht immer freundlich ent⸗ 
gegengekommen wird, zeigte die recht rege Ausſprache der 

ver Bond der 
  

    

  

Zahlreich Verfammelten. Die Abweiſung Kriegsbeſchädigter 
von Burcauſtellen, die vergebliche Suche nach Aerzten bei ben 

ietzt häuftgeven Erkrantungen, die Verlehrsſchwierigkeit für 
dee Verletzten auf Vorort“ und Straßenbahn, ſind Dinge, 
deren Abſtellung erſtrebt wird. Das unſchöne Verhalten 
einiger Vorgeſetzter von Kriegsbeſchädigten forderte herbe 
Kritik hervor; z. Be wurde einem Verletzten, als er um leich⸗ 
tere Arbeit bat, geſagt: „Na, die Kriegsbeſchädigten wollen 
in Watte eingepackt werden“. 

Vorſttzender Graßmann berichtete über den Erfolg der 
Gnigungsverhandlungen des Bundes deutſcher Kriegsbeſchä⸗ 
digter, Sitz Hamburg., Vereins erblindeter Kriegsteilnehmer 
E. B., Hamburg, Vereins der Kriegsbeſchädigten Kiels und 
Umpebung mit dem Bund der Kriegsbeſchädigten und ehem. 
Kriegstennehmer. Der Gan Sübdweſtdeutſchland mit 3000 
Mitgliedern Aſt eus dem Eſſeuer Verband ausgetreten. Der 
Gam erſtrebt ebenfalls Anſchluß an die Einheitsorganiſation. 
Auch ganze Ortsgruppen ſeien zu unſerem Bunde über⸗ 
getreten. Mitgetellt wurde noch, daß auf Vorſchlag des 
Bundes Herr Bruno Schmidt in den Arbeitsausſchuß des Ver⸗ 
forgungsausſchuſſes für Kriegsinvaliden in der Provinz Weſt⸗ 
yreußen im Februar gewählt wurde. — ů 

Der Naltonale Frauendienſt veranſtaltet am Mittwoch 
den 20. März in der Aula der Petriſchule, Hanſaplatz, ſeine 
letzten Feierſtunden. ö 

Herr Stadtrat Dr. Grünſpan wird unter Vorführung 
von Lichtbidern über die Bedeutung der „Säuglingsfürſorge 
für Deutichlands Zutunft“ ſprechen. Alle Frauen und Mäbd⸗ 
chen, die mit Kinderpflege zu tun haben, werden Gelegenheit 
knden, ihre Kenntniſſe zu bereichern. Geſangsvorträge von 
Fräulein G. Ruckſtinath und heitere Vorträge von Herrn 
Rudolf Löwenſtein verſchönen den Abend, der mit den be⸗ 
liebten turneriſchen Glanzleiſtungen der Jugendabteilung der 
Mädchenſchule Langgarten ſeinen Abſchluß finden ſoll. 

Ein Verbrechen an unſchuldigen Kindern 
Der landwirtſchaftliche Verein Straſchin⸗Prangſchin, deſſen 

chriſtlich⸗germaniſche Mitglieder in der näheren Umgebung Danzigs 
im herrlichen Radaunetal angeſeſſen ſind, faßte in ſeiner letzten Ver⸗ 
ſammlung auf Antrag des Rittergutsbeſitzers von Kries⸗Klein⸗ 
Waczmirs einſtimmig folgende Beſchlüſſe: 

1. alle anderen Bereine der Provinz aufzufordern, grundſätzlich 
für ihre Mitglieder die Aufnahme von Kindern aus Familien 
abzulehnen, die während der Kriegszeil ſich an Streiks be⸗ 
keiligt hären; „ 

2. ulle cnderen Bereine zur Slellunguahme gegen Zuziehung 
von Herren aus den kenfumenlenkreiſen zu den Reviſionen 
lundwirtſchaftlicher Betriebe aufzufordern. 
Dieſe. Beſchlüſſe werden weit über den Krieg hinaus mit 

Donnerſtimme für die Opfer zeugen, die gewiſſe Schichten im vierten 
Jahre des Jammers des Welikrieges dem Vaierlande zu bringen feſt 
eniſchloſſen waren. Nur haben die Herren weſtpreußiſchen Ritter⸗ 
gutsbeſitzer ganz vergeſſen, zugleich noch zu beantragen, die Ent⸗ 
rüſtung über den bethlehemitiſchen Kindermord aus der Bibel zu 
ltreichen. Aber es hat ia auch jo noch kein einziger Goiſtlicher dagegen 
Einſpruch erhoben, daß unſchuldige Kinder, die keinertei Einfluß auf 
die Handlungen ihrer Väter beſitzen, an Körper und Seele für deren 
Tun vielleicht ſogar bis an ihr Lebensende geſtraft werden ſollen. 

  

  

Venderung in der Geſchäſtszeit. 
Der Kriegsausſchuß für Konſumentenintereſſen hat ſich 

der Kommandantur gegenüber damit einverſtanden erkiört, 
daß für die Sommerzeit die Geſchäftszeit in den Läden auf 
die Zeit von morgens 8 bis abends 6 Uhr gelegt wird. 

*Die Sommer-Uhrzeit follte, wie auch wir meldeten, 
berelts am zweiten Oſtertage. Montag den 1. April, begennen. 
Nunmehr iſt endgültig beſtimmt, daß die ſommerliche Zeitrech⸗ 
nung erſt am Montag den 15. April, früß 2 Uhr, beginnen 
foll. Sie endet am Montag den 16. September. vormittags 

Die ᷑ffentlichen Uhren ſind am 15. Aßeil, v5aritags 
2 Uhr auf 3 vorzuſtallen und am 16. September vormittags 
3 Uhr auf 2 zurückzuſtellen. Die Sommer⸗Uhrzeit wird wieder 
eingeführt, weil ſie ſich 1916 und 1917 volleuf bewährte. Außer 
den anerkannten Vorteilen für die Volksgeſundheit wurden er⸗ 
hebliche Erſparniſſe an den für Veleuchtungszwecke nötigen 
Rohſtoffen erzielt. Die diesjährige Regelung entſpricht ſachlich 
ganz der vorjährigen, nur die Kalendertage ſind etwas ver⸗ 
ſchoben, weil die Sommer⸗ it an einem Montag beginnen 
und enden ſull. Die V ehrs ließen es 
für die Eiſenbahn⸗ und Poſtverwaltungen wünſchenswert er⸗ 
ſchrinen, daß der Uebergang von einer Zeit in dis andere in 
der Nacht von Sonntag zu Montag ſtattfindet. Demaemäß ſer⸗ 

  

Uhr. ain       

  

  

      

ichien 1918 als der geeianetſte Tag zum Veginn der Sommer⸗] Fetinot. 

   

  

Erhößung der Te 
dem Vorſitz des 

  

Under 
interfraknonelbe Konferenz de 
iſt zir einem vorläufigen?       iſfe; 55 Hli- ratungen gelangt. Die Konſerenz hat ſich einſtimmi eine allgemeine erhebliche Erhöhung der laufenden Miegsteus, rungszulagen erklärt. Die Vertreter der Verbündeten Regie⸗ ringen haben ſich grundſätzlich ebenfalls für eine al 

höhumigen ſind die Verhandlüngen noch nicht abgeſchloſſen. 
Geldſendungen an deulſche Sriegsgeſangene in Rußland. Infolge des Kriegszuſtandes zwiſchen der Ukraine und Nord⸗ rußland ſowie der Unruhen in Finnland⸗ iſt der bisherige Poſtverkehr nach der Ukraine über die nordiſchen Länder unter⸗ 

brochen worden, Es beſteht ſo lange keine Möglichkeit, Poſt⸗ 
lendungen an die deutſchen Gefangenen in dieſem Gebiet zu 
leiten, bis der direkte Poſtverkehr mit der Ukraine eingerichtet ſein wird. Inzwiſchen muß davon abgeraten werden, Geld⸗ 
ſendungen nach der llkraine zur Abſendung zu bringen. Bis 
zur Klärung der Verhältniſſe in Nordrußland und beſonders 
in Finnland dürfte es ſich ebenfalls empfehlen, mit der Abſen⸗ 
dung von Geldern an die Gefangenen in Nordrußland und 
Stbirien Zurückhaltung zu üben. 

Lusbeſſerungsſtuben. Der Wohlfahrtsuusſ⸗ huß einer jüddeutſchen Großſtadt hatte eine Organiſation Heſhaſfen. die 
es den in der Rüſtungsinduſtrie ſowie bei der Poſt, den 
Straßen⸗ Und Eifenbahnen beſchäftigten Frauen und Mädchen 
ermöglichen foll, ſchadhaft gewordene Kleidung und Wäſche für 
wenig Geld ausbeſſern zu laſſen. In verſchiedenen Stadt⸗ 
gegenden werden Ausbeſſerungsſtuben eingerichtet. Bedingung 
iſt. daß die Wäſche, die zur Inſtandſetzung dorthin gegeben 
wird, ſauber gewaſchen iſt und die Kleider ausgebürſtet ſind. 
Die Ausbeſſerung erfolgt zen Selbſtkoftenpreiſe. Stofferſatz⸗ 
teile und Flichen ſind mitzubr'ngen, während Nähfi den geſtellt 
werden. Es wäre erfreulich, wenn dieſe Einrichtung auch in 
andern Städten Nachahmung finden würde. 

ů Am 14. Mätz iſt eine Bekannkmachung betreffend Be⸗ 
ſtandserhebung, Beſchlagnahme und Höchſtpreiſe von Kutſch⸗ 
wagenberelfungen, in Kraft getreten, durch die ſämtliche ge⸗ 
breuchte. ungebrauchte, montierte und nichtmontierte Wagen⸗ 
gummibereifungen beſchlagnahmt werden. Der Wortlaut der 
Bekanntmachung iſt bei den Landratsämtern, Bürgermeiſter⸗ 
ämtern und Polizeibehörden einzuſehen. 

Schiebsgericht für Gemüſe und Obſt. ů 
Zur Entſcheiduing von Streitigkeiten zwiſchen Er⸗ 

zeugern und Händlern, ſowie Gemeinden und Verbrauchern, 
iſt bei der Provinzichlſtelle für Gemüſe und Obſt in Danzig 
ein Schiedsgericht gebildet worden. Vorſitzender iſt Land⸗ 
gerichtsrat Staunbrau in Langfuhr. Als ſtellvertretender 
Beiſitzer iſt Parteiſekretär Gehl in Danzig ernannt. 

Warnung an Gemüfeſamenwucherer. Die amtlichen 
Richtpreiſfe für Gemüſeſamen werden häufig derart über⸗ 
ſchritten, daß ſich die Reichsſtelle für Gemüße und Obſt genötigt 
ſteht. dagegen auf das ſchärfſte einzuſchreiten. Die Schuldigen 
werden unnachſichtlich den Strafgerichten ausgeltefert (Höchſt⸗ 
ſtrafe: ein Jahr Gefängnis nebſt 10 000 Mk. Geidſtrafe und 
entſchädigungsloſer Einziehung der Samenvorröte), die Han⸗ 
delsbetriebe Wwe. geſchloſfen, ſowie die Vorräte beſchlag⸗ 
nahmt und einer lichen Stelle zwecks Veräußerung zu den 
Richtpreiſen unmittelbar an die Verbraucher überwieſen. Dieſe 
Maßregel ſind ſchon mehrfach durch geführt worden, auch in 
Groß⸗Berlin. Auf irgendwelche Nachſicht darf nicht mehr ge⸗ 
rechnet werden. Es wird daher dringond vor Ueberſchrei⸗ 
tungen gewarnt. 

Höchflpreisnberſchreltung 
maͤchte ſich der Kaufſmann Dunkel in Danzig ſchuldig. Er 
beſorgte ſich aus Hamburg und Elſas 2500 Pack ausländiſche 
Streichhölzer, für die er pro Pack 49 Pf. bezahlte und zum 
Preiſe von 90 Pf. im Großhandel weiter verkaufte. Der 
Höchſtpreiſe für bieſe Auslandsware beträgt aber nur 75 Pig. 
DPas Schöffengericht ſprach den Angeklagten frei. Die Be⸗ 
rufungsſtrafkannner verurteilte ihn zu 100 Mark Geldſtrafe. 
Dem Angeklagten wurde vom Sachverſtändigen vorgerechnet, 
daß er an jedem Pack dieſer Streichhölzer 20 bis 30 Pfg. ver⸗ 
dient habe, Wenn dieſe Rechnung ſtimmt, ſo Herr 
Dunkel an dem Poſten Streichhölzer 2500C25 Pfg. —= 625 
Mark. Verdiener dürfte er als Großhändler aber an einem 
Pack, Abzug aller Speſen, 5 Pfü. Er hat alſo dare 503 
mehr verdient. Nach Abzug von 160 Mark Geldſtrafe ver⸗ 
bleibt Herrn Dunkel alſo noch ein nettes Sümmchen übrig. 

Wir glauben kaum, daß mit ſolchen geringen Geldſtrafen, 
aus egoiſtiſchen Motiven heraus entſprungene Höchſtpreisüber⸗ 
ſchreitungen wirkſum bekämpft werden können. 

Es gibt kein Schweinefleiſch 
aber auf dem Lande ſind noch genug Schweine. Daß dem 
ſo iſt, beweiſt folgender Fall: Der Veſitzer Joſef Reſchhe in 
Poſtelnau hatte ſich vor dem Schöffengericht wegen unerlaubt⸗ 
Hausſchlachtung zu verantworten. Ziei Schweine hatte er 
geſchlachtet und ein drittes wollte er ſchlachten. Außerdem 
hatte er noch fün weitere Schweine im Stalle ſtehen. Das 
Gericht verurteilte ihn zu 200 Mark Geldſtrafe. 

Eine gründliche Reviſion der ländlichen Schweineſtälle 
dürfte noch manches edle Borſtentier zu Tage fördern. Wird 
dieſe Reviſion bald erſolgen? Die Großſtädte verlangen 
dringend Schweinefleiſch. Die Benßblferung leidet ſe 

        

        
  

Für em Paar 

Murk;      

ende bei 

n allgemeinem Intereſſe 
ů Ainderſchuhe, 

verlangt der Mannzmzm: — — 
1 Paar Knaben⸗Vorderblätter.... 

Geſellenlohn 2 · 
8,% Drondfohlen 

2 Ablfatzeiſen und Abfatzleden 
2 Gelenkſtücke 

Kleine Auslageen 
2% Stunden Zelt für Auftrennen der Schuhe 

pro Stunde 1,500. 
1 Paar Schnürſenkel. 
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(9. 0, 5 
ů Sa. 31,70. Mt. 

Das ſchönſte bei der ganzen Sache iſt nun noch, daß die 
Kriegerfrau das Leder für Sohlen und Abfätze ſelbſt geliefert hat 

Glücklichermeife hat die Gemeindebehörde veranlaßt, daß 

30 Prozent Geſchäftsverdienſt 

die reparierten Schuhe ſowohl wie auch die Rechnung einer 
amtlichen Prüfungsſtelle überwieſen wurden⸗ 

Irau und KRinder gemißhandelt 
hat ein ruſſiſcher Rückwanderer in Abbau Kamerau. Seine 
Kinder ſchlug der Mann gelegentlich mit einer Peitſche und 
ſeiner Frau bleute er mit dem Holzpantoffel Ordnung und 
Gehorßſam ein. Die Frau zeigte ihren „liebenswürdigen“ 
Gatten auf Zureden anderer Perlonen an. Vor dem Schöf— 
fengericht in Schöneck glaubte der Mann aus der Bibel nuch⸗ 
weiſen zu können, daß er ein Recht habe, ſeine Frau durch 
Prügel zur Ordnung zu erziehen. Das Schöffengericht wollte 
aber die Bibelwelsheit des Wüterichs als berechtigt nicht aner⸗ 
kennen und verurteilte ihn zu 2 Monaten Gefängnis. Vor 
der Berufungsſtrafkammer in Danzig fagte die Frau des 
Schlägers aus, daß ſie durch Widerſprechen ihren Mann 9e. 
reizt und dadurch die Schläge herausgefordert habe. Wegen 
Mißhandlung ſeiner Kinder erfolgte Frelſprechung. Wehgen 
ſchwerer Körperverletzung ſeiner Frau erhielt der Mann, ob⸗ 
wohl ſeine Frau Beſtrafung nicht wünſchte, 30 Nark Geldſtrafe. 

Dieſer Fall iſt ſehr lehrreich. Er zeigt wieder einmal 
recht deutlich, daß der Kampf der Frauen um volle Gleich⸗ 
berechligung im Bürgerlichen⸗ wie im Eheleben, keine Phroſe 
iſt, ſondern bitter not tut. 

Aus Weſtyreußen 
Walz und Miſchker als Gemeindevertreter in Ohra gervöhll. 

Der „Maffenſchritt“ der Unabhängigen. 
Der Wahlkampf in der dritten Abtetlung iſt geſchlagen. 

Er endete mit einem glatten Siege der gemeinſamen Kandi⸗ 
daten. Unſer Genoſſe Walz erhielt 93 Stimmen, der Vertreter 
des Bürgervereins 92 Stimmen. Die unabhängigen Kandi⸗ 
dalen Heinrich Brunat und Ernſt Schmidt brachten es auj ganze 
29 bezw. 28 Skimmen. Matz und Miſchker ſind gewähll. Das 
war eine glänzende, wohlverdiente Niederlage der Arbeiter. 
zerſplitlerer. An Agitation haben es die Leute nicht ſehlen 
laſſen. Auch unſere Genoſſen waren in großer Zahl tätig. 
Der Erfolg ihrer Arbeit möge ihnen Dank ſein. Der Sozial⸗ 
demokratiſche Verein verſammelte ſeine Mitglieder noch eimmal 
am Dienstag abend. Genoſſe Bührig⸗Danzig ſprach vor auſ⸗ 
merkſamen Zuhörern über die Aufgaben eines ſozialdemokrati⸗ 
ſchen Gemeindevertreters. 

Am Mittwoch morgen verbreiteten die „Unabhängigen“ 
einen harmloſen Handzettel. Anders aber am Donnerstag, 
am Tage der Wahl, wo ſie ſich vor der gebührenden Antwort 
ſicher fühlten. In einem Flugblatt, das von Kraft⸗ und Schimpf⸗ 
wörtern überladen iſt, wurde unſeren Genoſſen „Verräterſpiel“ 
und „Preisgabe von Grundſätzen? vorgeworfen. Den Beweis 
dafür ſchenkien ſich die politiſchen Kraftmeier; den können ſic 
auch gar nicht erbringen, Wir haben keine Grundſätze verraten, 
wohl aber haben die „Abgehängten“ durch ihre ſchmutzigen 
Waffen den politiſchen Kampf vergiftet. Der weſtfäliſche 
Dichter Emil Rilterhaus, ein Freuend Freiligraths, hat die 
Unabhängigen nicht gekannt. Aber trotzdem könnien ſeine 
folgenden Dichterworte für ſie geprägt worden ſein: 

„Da gilt die deroſte Fauſt, die frechſte Junge, 
Und mehr als die Kraft der Gründe, gilt die Kraft der Lunge.“ 

Weiter wurde behauptet, daß die gemeinſamen Kandidaten 
Verſprechungen machten, die ſie gar nicht halten könnten. Die 
Grundſätze, die aufgeſtellt wurden, ſind alte Forderungen der 
Ohraer Sozlaldemokratie. Roch vor zwei Jahren wurden ſie 
erhoben in einem Flugblatt, durch das der frühere Genoſſe 
Sommer als Kandidat zur Gemeindevertreterwahl vorge⸗ 
ſtellt wurde. Auf den Proteſt vieler Porteigenoſſen, die in 
Sommer keinen geri Ohraer Arbeiter⸗ 

  

   teten Dertreter der Ohraer Arbeiter⸗ 
ſchaft erblickten, mußtener dann dem Genoſſen Temp Platz 
machen. 

Aber all die wöſte Agitation war vergebens, ſie ſcheiterte 
an dem geſunden Menſchenverſtand der Ohraer Arbeiter. Walz 
und Miſchker hatten von Anfang an einen Vorlprung, der 
immer größer wurde, trotz der enttäuſchten Geſichier der 
„Unabhängigen“. Das Verhältnis von 93 zu 29 erfüllt uns 
mit Stolz und Freude. Es zeigt, daß die Arbeiter von Ohra 
nichts wiſſen wollen von einem Bruderkampf, den die Unab⸗ 
hängigen immer wieder ſchüren. 

Mit dem Genoſſen Walz zieht wieder ein Sozialdemokrat 
in dos Gemeindeparlament in Ohra ein. Wir find ſicher, 
daß er die Intereſſen der Arbeiterichaft zielbewußt wahr⸗ 
nehmen wird. — t. 
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die erkennen läßt, daß die beiden ſtädtiſchen Kriegss     
     
  

  

          
Der Arbesterſchaft. * Aſpruch gen⸗ 
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We, , vre , runte 
Küche mur noch 60 Beſuche n⸗ 

Dancch ſcheint ugehungskraft Pleſer Maſſenpeilf 

ie minderdemittede Bevölterung mur 

Das liegt nakuürlich nicht an der Einrichtung an lich, 

en den dort verubreichten Spellen. ů 

Wir können nur raten, die Küchen nicht zu ſchllehen, 

Ste ſind eine notwendige ſoziale Einrichtung während bes 

Krießes, Sie müßten ader auch ihre Aufgabe voll erfüllen. 

BDas können ſie natülrlich nur, wenn gut 

verobſolgt werden. Weſcheht bas, wird der Beſuch ſich auuch 

hehen. 
„ elbing. 6. Märs. Megender Ee 

zenber IVt7 erdtelt em Dienelng „ 

im — Pr. Holland ſtammende 51 ße Arbeiterfrau vom El⸗ 

dinger miüpe unench S Mönate Geiängnis. Die Beſchutbigte, 

in Imleriuchungsbaſt beiand, hat ſich derget betragen, daß Per 

Antiageverttetier 2 Jahre Gefängaio deantragle. Nur die große 

Reut der Ftau verankaßte den Gerichtshof. weit unier dem Antrage 

zu erkennen. Die Straſe wurde lofert vollfireckt. — Die wegen 

der Vorkommniſie in letzier Zeit an jedem Donneretag der Woche 

ſtanbsgeri bgehaltenen E en werden, da 
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orßgänge am 12. Le⸗ 
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Abgabe von Lebensmitlel V 
Abgabe von de mumttein. 

kEs werden verabjolgt: 

1. Von Montag. den 18. bis Sonnabend, den 23. März! 

Auſ die Marke 13 der Kartuffellarte 4 Pfund und auf die 

Warie 18 det Kartoßellarte 3 Pfund, zuſammen alſo 7 Pfund 

Kartoffeln. 

2. Von Oienstag, den 19. bis Sonnabend, den 23. März: 

4) Auf die Warke K 2 der Lebensenittelarie für Kinder /e Pfund 
ntrauk eder auf 2 Martken K 39 1 Kilo⸗Doſé Rels · 

Lonſerven zum Preije von 1,60 Mk. je nach Vorrat in den Geichäften, 

in deuex die Anmeldung zum Bezuge don Mühlenfabritaten erjolgt iſt. 

Auſdie Warke K 49 Dder Lebenzwmitteikarte für Kinder der in den 

Wachdargemtinden Brentau, Smaus, Ohrn. erht r Malddorf, 

Ktrein Balddort, Sr. Piehz ird 1½ Pfund 

Morgentrank in den dortig 

d) Auf die rechte Hälfte des Etammes der Dansiger Lebe 

mittelkarit fur Erwachſent und 8 r je 1. Piund Mühlenerzeug. 

erthöliiich in den KoEantalsererget Anmeldune erjolat 

üA. Dieſelde Menge iſt auf die 1. Stammbälier der Lebensm. ttelkarie 

für Erwachſene und Kinder der Nachbargemeinden in den dortigen Ge ⸗ 

ſchäften erdaltlich. 
2. Ven Donnerstag den 21. Pis Sennabend den 24 Märs;: 

jer Lebens⸗ 
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ie 1 , erbältlich in den 

Koloninrerengeßchä tezuge von Mühlen⸗ 
ißen eriolg 

ů D 338 der Nahrungemittelhauptlarte far 

iede Perion jte! ꝛſt von 55 Vfg. jür 

Voder je 2½ Pfund Zucker, 
b 

55 
E in denen die Anmeldung 

Seßßtandil und 
   en.     
   

    

Erwaͤchſene und Kinder 

rken und Stammabſchnitie 
Alich einzureichen. 
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Elbing 
Eebenswitteiserteilumssplan der Ctadt Elb 

für die Woche vom 18. bis 24. Mürz 1918 

KA 

ing? 

i‚g 

Montag:? Afd. Kartoffeln 

18. bis 24. Maär; 1918) 

Dienstag: 1 Vöckchen 

Mittwoch: Iid 

AeSeimurke rtStehnarke 

  

e Woche vom 
  

             
       

   
von Rabrbefe, Sörrgemüſe, ibwie 

en Fleisch-Sgtrett fadet weiter Han, 

Nenge Fiſch⸗ 
geseden werden. 

    

  

Heit 
Möſtmreiſe vor Kuuſchmag 

      

   

   

Den 24 2—2— 8² 

Sträerrreienses Sekeräitsends XVII. Arneeberys. 
Der ů kosäaC-bierrrer Sererxt 

  

  

    

ſehr minimel zu ſent 

te ſchmackhafte Speiſen 

„Provinz Weſtpreußen unentgeltlich, 

    

     

  

       

        

   
    
     

  

   

  

  

äben, Sollten Bekurici 
o Werden ſiu in der regemm 

     

  

      

      

  

   
   

  

   

  

  

Aentsunter auiW ſwee Urtunben rieilt 
Schwurgerlcht. in-Konißz den Poltzelbearten Balhen:u 

bult in nt ven S. 5 —— 

cut dein 

  

Goldſachen verrinnahmite Hale, unttrbch⸗ ö 

Reiche Speekammer- Beute bei elnan Semeluteverſteper. 
machten Dlebe kürzlich in der Gemeinde Gran au i Kretſe 

Konlthz. Dem Gemeindevorſteher Khode wurde 

die Räucherkammer ausgeräumt. Zwel Schinken. eine Selle 

Speck und 30 Würſte ieten den Dirben als Beute in die Hände. 

Der arme“ Gemeindenorſteber iſt wegen bieſes nicht zu 

erfehenden Verluſtes wirklich zu bedauern.   Tagen einem Danziger Arbeider ein ladellos Lerüucherler 

Während der Zeit vom 21. bis einſchl. 27. 
Weſtpreußiſchen Gewerbehalle zu 

Ausſtellung von Fu 
mit angewendeten 

ſtatt. Hiermit verbunden iſt an den gleichen Tag 

Rurſus zur Un 

Die Teilnahme an dieſem Kurſus 

zeug mitßringen. 

Die Ausſtellung iſt wochentags von 9— 1 Uhr 

am Sonniag nachmittags von 3—7 Uhr geöffnet. 

Vei' dieſer Gelegenheit ſei bemerkt, daß vor einigen 5. 

Bekanntmachung. 

Danzig, Schüſſeldamm 62. eine von der 

Erſatzſohlengeſelſchaft m. b. H., Berlin, veranſtaltete 

ußbekleidungsſtücken 
Erſatzſohlen 

terweiſung in der Verarbeitung 

und Knbringung von Erſatzſohlen. 
iſt für alle Schuhmacher aus der 

doch müͤſſen die Schuhmacher ihr Werk⸗ 

     

  

   

  

   

            

          

  

Henkt an die Sammlung 
— ſie Veaßgabsge- Grinben 

ffffüx Verſtaänbigungs:⸗Dricben 

und gleiche? Wahtsecht: * 
Zuwendungen nimmt entgegen Partei: Srtrelorlat 

Danzig, Julius Gehl, 4. Damm 7. Geldlendungen 

burch die Poſt ſind an O. Braun, Veriin SW 658, Vinben⸗ 

ſtraße 3, zu richten, oder können auf Pofiſcheckkonto Fr. Bartels, 

. Ebert, O. BDruun Nr. 7918 beim Poſtſcheckamt Verlin 
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— und von 3—7 Uhr und 

  

    
      

  

  
  

  

        

          

       
       

      
gviel in 1 Aufsug.      

Schſene Vorverkaut 60 Bi., Abendaſſe 75 Pf., 

j. Programme, die zum Eintritt berechtigen, 

der Basdandlang Velkswacht, Zoradies⸗ 
Der Jugendausſchuß⸗ 

  

       Feierſtunden 
für erwerbstännge Frauen und Rüdchen aller Stãnde 

Letter (10) Adend Mitiwoch, 20. Mätz, abds. 2 Ahr 
In er Aula der Peiriachule Ganseplatz) 

. Fröulein Betth Rothftein, 
Nuckinck. 

eulſchlands Zukunft, 
St Grüuſpan. (Eustprache.) 

Audolf SSrwoenſtein 
amerrihe Barführung der Jugend⸗ 

Sarggartrn, unter Leitung von 
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Nationaler Frauendlenst. 

Debtscher Metallerbeiter-Verband 
Verwaktungsstbelio Denzig. &. Damm 7. L. 

g. Len If. Bärr Cr., nachmittags 2 Uhr, 
in Ohra Lur Ostbahn- 

dount 

Abeiterinnen-Versammlung 
„Die Züäkunftsaussichben er erbehtenden Frauen“. 

Ve 
AnE DeSr:i2 
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Se: KRertsnd 

E FTrauen! Ererheirt in Niassen. Auch Männer 

Die Verwaltung. 
    

  

   

   
Schnupftabake⸗⸗ 

arAu. ceia- 
Hohtabalgrohhendiung 

lei, 
Sa 
und Schuryian Gos 
    

    
  

   

      

  

  

Danzig, den 11. März 1918. ESänewerkskammer. pbro Nammer 18 Pl. 

2⁰ Setr lehsamt. EHuchhdig. Voiksewacht. 

ů AbelerZugend:: Danzt Mil SMAAUMaMmmcdattPIr Eiina untVogepend 
E F — 0 — Eingetragene Geuoſſesſchaft wit beſchrännier Haftpfüͤcht. 

35 lel⸗ N — 5 
35 beiler⸗Jugend — Dant310 Bilanz per 30. Sep.ember 1917 
8 ö — ů Aktiva- Paßſioa. 

Conntag den 12. Mätz, abends o uhr 5 
i Bürgergarten (Ww. Stevpußn) Sidlis Sechſenaſe. 10— Denehnt-Lets. E 

23 ve⸗ L Ghro⸗Homndo .. . G488550 SypochetenKono 656558 

1 
Laſſa⸗Konts · 30053 Geſchäftsaenteile ů 1055— 

E= 4 n Kautions- Hinterlegung . 2000— Zinfen⸗Kontob..ü20310 

* IX Crundltücts⸗-Lonto.. odoo0 — KautionsKens 000— 
3 Inventar⸗-Nonto..2000— Hausbaufonds.2500.— 

Muſik 2: Geſang ꝛ: Reigen : Nezitationen 2 Kautions⸗Konto 18—Keſerveſonds.88915 

Magiſche Vorführungen SEWarenbeſtand.. 422660 Kapital⸗Konto ů 

8ů lanet zur Auff 107000/73 
ü Asrse, — ASSeSen Mitgliederbewegung: Zahl der Mitglieder am 1. Ollcber 18¹5⁸ 

E ſellfame Teffamemstidufei 101W 1, Abgang 1; mithin Mitgliederzahl am 30. Eewhme 

Elbing, den 3. November 1917. 

F. Rudnitzki. H. Recht. H. Schottke. 

Uhren 
Große Nus wahl 

inſilbernenn golsentn Damen-u. Hertenubren 

ü‚ Wecheruhren in allen Preislogen 

S. LeWVNfler. 
Uhrmacher, nur Breitgaſſe 28. 90 

  

      

  

   

Jüi- Bluſen — ＋e ü öů 8 8 

1 —— ů 
reicior 2 —— 

Auswart Julius VDrrisen 

G0lduLCn 
„ALaweaselgaset (C. gegenüber dor Markthalie 

      Wochenſpielpian des Danziger Stadltheater⸗ 
Montag, 18. März, abends Uhr: „Siegfried. 

Dieustag, 10. Mätz, abends 7 Uhr: „Wieſelthen, zum 
erften Male, Luftipiel von Leo Lenz. 

Wittwoch, 20. Mörz, abends 7 Uhr: „Orei alte Schachteln /, 

Dperetie von Walter Kollr. 

Deunerstag- 21. Mörz, abends 7 Uhr, „Wie Unf⸗ 
von Winpfor“. Frau Fluth, Frl Virginla 

Schell vom Siadttheater iri Satel &. G. a. E. 

Freitag, 22. Mörz. abends 7 Uhr: „Fidelis“. 

Sonuabenb, 23. März, abds. 7 Uhr: „Drei alte Schachteln“. 

Soenntag, 24 Mörz, abends 7 Uhr: „Die toten Augen“. ů     Bteis 15 Pi., zu beziehen durch Lis 

en Sase Bo'tswochk Parobiesgalfe 32 
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dile Neuregelung u 

regierung verſteht die inführung des gleichen Wahlrechis nicht als 
eine Maßnahme, für deren Durchführung das Wohilverhalten der 

Begründung gerade entgegenwirken fo 
er Uebelſtand der Vorlage iſt die Schädig 

krelſen, 

200 000 Einwohner halten, ausg 
auch die Zahl der Walle LsPer i ů 
ausſchuß wird auch alle in-ber Litere 
ſchläge zur Löfung des 
donders auf den ſehr beachte 
reund Geck gemacht Pot, na 8 
LörteOn bepug an e. nügen der Get 

entlpricht. In bezug auf die Wahlordnüung iſt⸗ zu oerlangen, da 
nicht ohne die Zuſtimmung »des Reichstages erlaſſen werden daff. 
Das Syſtem der gebundenen Liſten iſt jedenfalls a uls das in der Vorlage vorgeſehene, monſlch jeder Wähler bei 
Andern „„„„** 
Ales In allem bedeutet die Vorlage eine Milderung des 

bisherigen Unrechts des R⸗ tstagswahlrechts gegen die 
großen Städle und ſte führt das neue Br nziy der 

Verhältviswahl ein. —— 
Teraach bleibt viel altes Unrecht beſtehen und neue Müngel und 

jenachteiligungen ſind zu üüi Die Reform iſt eine Teil⸗ 
veform und trägt die Rotwendigkeit einer welleren Refſorm in ſich. Freilich verwah'! die Reßierung gegen eine weilere Reform 
abſehbarer Zeit. wird dle 

    

lich ing 
Aider trotz ſolcher Verm⸗ 0 

wicklung nicht ſtill ſtehen. Das Verlangen 960 der allgemeinen An⸗ 
wendung des Verhältniswahlrechts und nach einer wirklich gerechten 
Eintellung der Wahlkreiſe wird immer ſtärker werden. 

Zhre endgültige Slelnnftnhnde bebatten meine Freunde 
vor. — 

Aber ſelbſt wenn das Geſetz in verbeſſerter Form zuſtande kommt, 
o können wir es nur als ein Provtſorium betrachten, als einen An⸗ 
ſang, als einen Schritt auf dem Wege, auf dem in Zukunft weiter 
marſchlert werden muß. (Bravol bef den Sozlaldemotraten.)         

Der nationalliberale Zentralvorſtand für das 
gleiche Wahlrecht ů‚ 

Der Zentralvorſtand der nationalliberalen Partel Deutſchlands 
ftrat geſtern zu elner zahlreich beſuchten Sitzung im Abgeordnetenhauſe 
zuſammen. Abgeordneter Streſemann 115 die Berhanblungen 
durch einen Vortrag über die äuhere Politlt. An den Vorkrag ſchloß 
ſich eine Ausſprache. Alsdann wurde folgende Entſchließung ein ⸗ 
ſtimmig angenommen: Der Zentralvorſtand billigt die Haltung der 
nationalliberalen Fraktion des Neichstages auf dem Gebiete der aus⸗ 
wärtigen Politik in allen Punkten und ſpricht ihr den Dank für die ent⸗ 
ſchloſſene Vertretung der von ihrem Wherghen dargelegten Kriegs⸗ 
ziele aus. Den zweiten Gegenſtand der Verhandlungen bildete der 
Bericht des Geheimrats Proffeſſor Paaſche über die innere Politik. 
Er befürwortete die Annahme der Regierungsvorlage über die Ein⸗ 

    

  

           ſehrheit der Abgeorbnetenhaus⸗ 
u zu der Ab ng des gieichen Wahlrechts gelangte. Nach 

längerer Debatte, an der ſich auch Staatsminiſter Dr. Iriedberg be⸗ 
teiligte, kam folgende Entſchließung zur Abſtimmung: Der Zentral⸗ 
vorſtand hält die Einführung des gleichen Mahlrechts für die Wahlen 
zum preußiſchen Landtage für eine Staatsnotwendigkeit und bittet da⸗ 
her ble Landtagsfraktion unter Zurückſtellung gewichtiger Bedenken; 
lich auf den Poden der Regierungsvorlage zu ſtellen. Bei der Ab⸗ 
ſtimmung gaben von den preußiſchen Mitglledern des Zentratvor⸗ 
ſtandes 64 ihre Stimmen dafür und 21 dagegen, von den übrigen 
Mitgliedern ſtimmten 40 für, 3 gegen die Reſolution. Letztere wurde 
alſo mik insgeſamt 104 gegen 24 Stimmen angenommen. 

Ein neuer Wahlrechts ⸗Erlaz 
Der Miniſter des Innern Dr. Drews hat einen durch die Ver ⸗ 

häliniſſe gebotenen, ſehr zweckmäßigen Erlaß über das Verhalten der 
politiſchen Beomten in der Wahlrechtsfrage an die Reglerungspräſi. 
denten gerichtet. Nach der „Rheintſch⸗Weſtfäliſchen Zeitung“ lautet 
der Erlaß wie folgt: 

„Iu lehlerer Zeit har in weileren freiſen der Bevölkerung an⸗ 
ſcheinend die Meinung Raum gewonnen, es ſei der Slaatsregierun 
nicht voller, nichi eindringlicher Ernſt mit der Ausführung des Aller⸗ 
böchſten Erlaſſes vom 11. Zuli 1917, der die Einführung gleichen 
Wahlrechts in Preußen in Ausſicht geſtellt hat. 

Diefe in jeder Veziehung irrige Meinung hat befonders 
in der Arbeiterſchaſt Berbreilung gefunden und dort 
eine begreifliche Erregung erweckt, deren ſich die ver⸗ 
brecheriſchen Elemente bedienen konnten. die den vergeb⸗ 
lichen Verſuch unternahmen, in einzeinen Slädten der 
Monorchie Streisbewegungen, insbefondere in unſerer 

Rüſtungsinduſtrie, in Gang zu bringen. 
Die übermwältigende Mehrheit der Arbelterſchaft hat ſich in der Er⸗ 
füllung ihrer Pflicht nicht irre machen laſſen, hat keine Neigung ge⸗ 
zeigt, ſich aus Gründen innerpolitiſcher Beunruhigung an dem landes⸗ 
verräteriſchen Treiben. als das ſich Arbeitseinſtellungen wöhrend der 
Kriegszeit darſtellen, zu beteiligen. 

Es iſt damit zu rechnen, daß das gegen den vorbehalk⸗ 
loſen Reformwillen der Staatsregierung geweckte miß⸗ 

trauen an Ausdehnung zunimmt, wenn ihm nicht ent⸗ 
gegengewirkt wird, daßz diejenigen, die in Streikbewe⸗ 

ingen geeigneie Mittel Durchſetzung ihrer beſon⸗ 
jeren polikiſchen Pläne erblicken, das vorhandene Miß⸗ 

trauen gusnuhen und es zu ſleigern verſuchen werden. 
Bel der entſcheidenden kriegspolitiſchen Bedeutung, die die 

preuhiſche Mahirechtsvorlage gewonnen hat, muß ich mil Nachdruck 
fordern, daß die mir nachgeordneten Dienſiſtellen die politik der 
Slaaksregierung unbedingk nach außen hin vertreten. Insbeſondere 
erwarte ich von den Herren Kegierungspräfidenken, daß ſie, wo immer 
ſich Gelegentzezt bietet. mit aller Emſchiedenheit beionen, daß die 
Stuatsregierung mit unvermindetter Entſchloſfenheit auf der Aus⸗ 
führung des Allerhöchſten Erlaſſes vom 11. Zuli 1917 beharrt. daß 
nie jeſthält an ihrer wiederholt gegebenen Erklärung, an die Ein⸗ 
führung des glei )hen Wahlrechts aile verfafſungsgemäß zuläſſigen 
Mittel zu ſetzen. Es krifft nicht zu, daß die durch nichts zu rechiferti⸗ 
gende Haltung der Leiiungen dehder ſozialdemokraliſchen Parkeien 
anläßlich der Groß-Berliner Stteikbewegung die Staatsregierung 
irgendwie un ihrem Reforrwillen irre gemacht hälte. Jede in dieſer 
Richtung zielende Behaupkung widerſpricht der Waheheik. Die Staars- 

           

  

  

  

ſozialdemokraliſchen Vartel maßgebend ilt, 
jondern als die innerpoiitiſche Konſequenz, die ſich aus 

e opferfreudigen, kreuen und geduldigen Haltung des 
geſamten Volke⸗ während der ſchweren Jahre der not 
ergeben hat. Dle Staatsteglerung erkennt in keiner 
Deiſe an, daßßz durch die e Streitbemegung dus Ver⸗ 
krauer in der Ar.ei das ſie 
Wahlrechtsvorlage bekundet hat. eine E E 
Iifren hat im Gepenteil erkennt ſie in der potriotlſchen, 
ichibewußten Halkung der überwälligenden Mehrheit 

deullchen Arbeiterſchaft während des Streiks eine 
Beſtäiigung ihren Vertrauens. 

i dem Mohirechkserſaß vom 11. Jull 1917 hal ſich 
Seine Maſeſläl der König ſelbſt gegenüber den breiten 
olksmaſſen veri⸗ und die Staaksregie- 
rung mit iht alle ihre aben 28 als oberſte 
jlicht des königlichen u 
wlichkeit des Aönigs zu 

dielem Sinve erß f 
en der Staats 
ꝛenftſtellen mit g⸗ 

   

    

   
         

      

   
  die 

neten 

      

ledig die Liſte di⸗ 

im beſten Fall eine fjächſiſch⸗litaniſche Perſonaluniort zugeſtehen 

     
Die alldeutſche Preſſe behauptet nun, 
Landesral, die: Taryba, bei dieſem Beſchluß von ů 
und — der Wühelmſtraße beeinflußt worden ſei. Die Lite 
eſthng un Daulſhrd bym Beſchluß ihres Landesrats, 
Anſchluß an ſchla r auch im deutſchen Intereſſe, 
Litauen die Brüchke zu den buls Prot W wün 
wendig ſei. In einem Teil der ſäch 
dafür agitiert, einen ſächſiſchen Prinzen zim Landesvater der 
ſelbſtändigen Litauer zu machen, die Alldeutſchen wollen aber 

   ſo daß der jeweilige König von Sachſen zyigteich wich Herzoß 
von Litauen wird, ſind aber notürlich in erſter Linie für die 
Preuge. 8 Litauens, Kurlands, Livlands und Eſtlands an 

reußen. 
Nach dem „Berl. Lokal.⸗Ang.“ ſteht die Ernentumg eines 

gemeinſamen Reichskommiſſars für die genannten vier vordem 
ruſſiſchen Provinzen bevor. Der Erwählte ſoll der Mimiſterial⸗ 
direktor im preußiſchen Landwirtſchaftsminiſterium, Graf 
Robert Keyſerlingk, ſein. Das Blatt ſchließt daraus, daß man 
Vivland und Eſtland ſtaatsrechtlich die gleiche Behandlung an⸗ 
gedeihen laſſen will, wie Kurland und Litauen, was dem 
Friedensvertrage von Breſt⸗Litowsk entſchieden widerſpricht. 

WWhägaadcbdcdddrdeddäaa 
Aufruf! 

V,, Während im Oſten die Morgenröte bes Friedens herauf⸗ 
dämmert, wollen unſere verblendeten weſtlichen Gegner die 
Hand zum Frieden noch nicht reichen. Sie wähnen noch 
immer, uns mit Waffengewalt zu Boden ringen zu können. 
Sie werden erkennen müſſen, daß das deutſche Schwert die 
alte Schärfe beſitzt, daß unſer braves Heer unwiderſtehlich im 
Angriff, unerſchütterlich in der Verteidigung, niemals ge⸗ 
ſchlagen werden kann. Von neuem ruft das Vaterland und 
fordert die Mittel von uns, die Schlogfertigkeit des Heeres 
auf der bisherigen ſtolzen Höhe zu halten. Wenn alle helfen, 
Stadt und Land, reich und arm, groß und klein, dann wird 
auch bie 8. Kriegsanleihe ſich würdig den bisherigen Geld⸗ 
ſiegen anreihen, dann wird ſie wiederum werden zu einer 
echten rechten deutſchen Volksanleihe. —323 

ſmʒõ⸗ 
Rußland 
Neue Vermittlungsveꝛſuche in Finnland 

Außer den von den ſozialdemokratiſchen Parteien Däne⸗ 
marks und Schwedens eingeleiteten Vermittlungsverſuchen in 
Finnland wird jetzt eine gemeinſame ‚kandinoviſche Vermitt ⸗· 
lungsaktion herbeigeführt werden, und zwar ſeitens der ſtan⸗ 
dinaviſchen interparlamentariſchen Kommiſſion, die 6 Mit⸗ 
glieder zur Reiſe nach Finniand gewählt hat. Die Kommiſſion 
beſteht aus folgenden Parlamentariern: Hauge und Molteſen 
für Dänemark: Branting und Adelspärd für Schweden und 
von den Norwegern Mowinckel und Thallaug. Hiervon ſind 
Branting und Hauge Sozialdemokraten, Thallaug kont⸗-o, 
während die anderen drei die Freiſinnigen und die Bauernlinke 
vertreten. öů 

Die Tätigkeit ber Kammiſſion ſoll gänzlich mmpolitiſch und 
neutral ſein. Sie ſoll nur die Frage des finniſchen Bürger⸗ 
krieges und die Möglichkeiten unterſuchen, der gai en notlei⸗ 
denden Bevölkerung Hilfe zu bringen. 

Ein Jahr ohne Sar! 
Am 12. März 1917 meldete die Petersburger Telegraphen⸗ 

agentur, daß der Jar die Duma und den Reichsrat nuf unbe⸗ 
ſtimmte Zeit vertagt habe. Es war dies der letzte Bericht, der 
im Namen der zariſchen Regierung in die Welt ging und er 
berichtete von des Zaren letzter Tat. Zwei Tage darauf erfuhr 
man, daß der Zarismus geſtürzt und ein Duma⸗Ausſchuß unter 
demn Vorſitz des Präſidenten Rodzianko als proviſoriſche Kegie⸗ 
rung eingeſetzt ſei. Der Vericht vom 14. März ſagte am dritten 
Tag der Revolution ſei „die Ordnung wiederhergeſtellt“ worden. 

Dies War, wie wir alle heute wiſſen, ein grauſame Täu⸗ 
ſchung. Schon in der revolutionären Dumaſitzung vom 12. Mürz 
war der Klaſſengegenfatz zwiſchen der imperialiſtiſchen Bour⸗ 
geoiſie und der nach Frieden ſtrebenden Arbeiterſchaft in den 
Reden Miljukows und Kerenskis aufgeſprungen. Aber noch 
hatte die kadettiſche Richtung die Oberhand, bis ſie im Mai ge⸗ 
ſtürzt wurde und die Regierung Kerenskis an ihre Stelle frat. 
BVon Kerenski kann heute rückblt geſagt werden, daß er 
vielleicht ehrlich den Frieden gewollt hat, ihn aber unter dem 
Druck der Entente, der er die Bundestreue halten wollte, nicht 
erreichen konnte. Dadurch verſtrickte er ſich in das Abenteuer 
der Bruſſilow⸗Offenſipe, der im November v. J. die bolſche⸗ 
wiſtiſche Erhebung fosgte. —* —— 

0 eig merkwürbiges Spiel des Zufalls. daß gerade 
am 12. Mi dem erſten Jahrestage der Revolution, die Sow⸗ 
iets in Meskau zuſammentreten, um über den Frieden m 
Deutichtand endgülni beſchließ Ein Jahr der furcht⸗ 
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  barſtenErfahrungen Liegt hinter dem ruſſſchen Volk. Wenn! 
2 teures Lehrgeld be⸗ 
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ngeheüren. Opfer ſeltdem 
Le 

ihr 
01. e Philoſt 15 oͤlleber 

„So wixd die Welt auch erſt ſp band vergt⸗ kemen, 

inen großen Gedenktag der Weltaeez 

      

rotz ſchlimmſten Wuchers 
i end de⸗ 

ů5 — men enmes Si Während Friedenszeiten ů ſen Zeniner Kümmel ge⸗ wurben, ti ſte mährend des Krietes bis zu 2000 Mk. gezahn wurden, Miegen äſpenge ſeinerzeit berichtet, hatte ſich im November 1917 vor d 

n Küt 

öffengericht in Leer [ſtfriesland) ein Gutsbeſitzer aus dem Ur Kümmet wegen übermäßiger Preisſleigerung bei dem Verkauf zuer wortet hatte Kümmet zum 
Den Zentner verkauft. Das Sch 

für ben üemere , Ulch den An it Ver⸗ 
verurteitte bekann n Angekla er Gelbſtrafe von 79 500 Mk. 0 getlaßten Intereſſant iſt jetzt zu hören, daß die Strafkammer in Aurlch, 

ch. mit der Berufung des Angeklagten und des Staatsanwalt“ gehger dieſes Urteil zu befaſſen hatte, den Angeklagten freiſprach, well „daß er im Giauben geweſen ſein könne, der gebotene dach Lage der Sache berechtigt. 
lich jolchen Urteilen kann jeder Wucherer ſich auf ſeinen „ becufen. Auf di i i ibreihen ausgeitsſertle Weile iſt das Volk eben vogelfrei 

„Notleidende Induſtrien⸗“ 
Juſden Induſtrien, deren „Notlage“ 

fortwähre und laut in die Welt hinauspoſaunt wird, gehörten die Bündhoßf briken. Tatſächlich haben die 
ſchrmn daß ſte auf Koſten der Kunſumenten die Preiſe für ihre oſt ehr mirderwertigen Erzeugniſſe ganz gewaltig in die Höhe ſchrauben durften. Wie es mit der Notlage in der 33 
weiſt der Rechnungsabſchluß der „Verei 
jabriket ů 

n 
eis von 200 Ml. daßdei 

au ülle für angemeſfen hielt, 

  

       

  

         

      

         

  

   
     

   
      

          

dholzinduſtrie ſteht, be⸗ 
Zündholz⸗ und Wichfe⸗ 

etriebe auf dieſem 1 

gsge 
un ickſteilungen einen ewinn von 

5 Wt. und iſt in⸗der Lage, die Dividende von 25 auf 30 Proz. zu erhöhen Auherdem werden noch 468 336 Mk. auf neue Rechnung vorgetrager. 
Einse Weche⸗ „notleidende, Induſtrie iſt die Nähfadenfabri⸗ kation. Die Preiſe für Jwirn und Nähjäden ſind ins iabelhaft ſtiegen, angeblich Peshalb, weil die Produktionskoſten außerordentlich 

„In Wirklichkeit kommen die Unternehmer nicht 

   

    

hohe geworden ſit 
bloß auf ihre Re mnung, ſondern ſie können auch noch einen erheb⸗ lichen ExtraKrieg gewinn buchen, wie aus dem Geſchäftsabſchluß für 1917 der Zwirierei und Nähfadenſabrik Göggingen bei Augs⸗ burg hervorgeht. ach fehr reichlichen Kückſtellungen und Abſchrei⸗ bungen verzeichnet das Unternehmen einen Reingewinn von 747 490 Mark, wozii Moch 1.685 559 Mk. Vortrag kommen. Wie im Vorjahre, werden auch dieſes Jahr 20 Prozent Dividende ausgeſchüttet, 1 233 080 Mark gehen als Vortrag auf neue Nechning. 

Wem der Krieg nützt 
Die ungeheure Steigerung der Grundrente während des 

Krieges wird dürch die Erhöhung der Preiſe für landmirtſchaftlich 
benutzten Grund und Boden ar beſten charakteriſiert. Dafür wieder 
ein paar Beiſpiele: Ein in der Rähe von Venzlin (Mecklenburg) 
jelegenes Gut, das erſt vor einem Zahte von ſeinem bisherigen Be⸗ 
iter mit 14 Miilllonen Mack bezahlt worden war, iſt jehht für 2,35 
Milllonen Mark, alſo mit einem Gewinn von 600 600 Mark weiter⸗ 
verkauft worden. In der Mark Brandenburg angrenzenden Ge⸗ 
bieten ſind nach rerläßlichen Quellen ittergüter unter einigermaßen 
normalen Bedlugun 

  

      
    

   
    

Hierzu eine Beſlage. ö‚ 
  

Verentwortlicher Redakieur J. Gehl. Danzig. 
Verlog Bolkswacht J. Gehl u. Co., Dan, 

Druck König⸗berger Bolkszeitung, 5 m tb. üniasberg i. Pr. * 

      

Nicht tatemofes Zuſehen 
HMarent kiäihr 301 

Nul der Kumpf führt zum Ziel 

  

Wer aber kimpi⸗ für baldigen, allgemeinen 
Frieden, üür politiſche Rechte und dem 
kulturellen Aufftieg der Arbeiterſchaft? Die 

in die politiſche K. 
die Zukunft gehört! 

  

mpſpartei, 

kläre ziermit meinen Belitritt zur foßaldemokrül ů 
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„Bite recht dentlich zu ſchreiben⸗ 

  

   

     

  

die J3 Deſer Schein iſt ausgsfüllt an 
r dem für den Verbreitungsbez 

ommenden Parteiſekretariat ia Danzig. * Dansig- 
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von den Intereſſenten 

      

   

   

ü Ehat, ertennen, was, 
ohe ruſſiſche Imwälzung für ſie bedeutet 
mon, wie Frantreichs 14. Juli auch Ruß⸗ 

          

      

   

    
   

  

Unternehmer es auch durch⸗ 

    

jen überhaupi nicht mehr käuflich zu erwerben. ů



    

   
   

4½% 
1 72 

  auch ihren Zinsfuß vorher nich 

„Deulſche Reichsſchahanweiſungen, uuue un ui vu no// 
Zur Beſtreitung der durch den⸗Krieg erwachſenen ů 

des Reichs und 4½ %/ Reichsſchatzenweiſungen hiermit zur öffentlich Zeichnung aufgelegt. 
Das Reich darf die Schuldverſchreibungen früheſtens zum 1. Oktober 1924 ründigen und kann daher 

erabſetzen. Sollte das Reich nach dieſem Zeitpunkt eine Ermäßigung des 
Zinsfußes beabſichtigen, ſo muß es die Schuldverſchreibungen kündigen und den Inhabern die Rückzahlung 

  gaben werde weitere 5%5 Schuldverſchreibungen 

zum vollen Nennwert anbieten Das Gleiche gilt auch hinſichtlich der früheren Anleihen. Die Inhaber 
können über die Schuldverſchreibungen und Schatzanweiſungen wie über jedes andere Wertpapier jederzeit 
(durch Verkauf, Verpfändung uſw.) 

1. Wunabmeſeeben. 
Ahnu gsgelle in die NeiGabank Baäch werben 

Iun Muuitl, deu 18. März, bis 
Denerstih, den 18. Apr.l 10i8, nittiis 1 Uht 
bei bem Kontos der Reichsbauptbank jär Wertpapiert 
in Berlin (Poſtiſcheckkonto Berlin Kr. 99) und lei allen Zweig · 

anſtalten der Reichsbanl mit Kaffenenrichtung enigegen⸗ 

stnemmen. Die Zeichnungen Eöärnen auch drech Vermittlung der 

Sreubilchen Staatsbank (Königl. Sechenblung), der Breu⸗ 

Sdiſchen destrel-Ssoſſenschafts Miie in Berlin, der 
Küniglichte Hanptdank in NS 3 und ibrer Bweig⸗ 
enftalten iovir fämtlicher Banken, Ban s mrd ihrer Ziltalen 
kämllicher éfienllichen Sparlaſfen und ihrr Berbände, 
zeder Sebensverſichexungsgeſellſchaftl jeber Kredit⸗ 
gensltenlbaft und ſeder Pöoſtanfals en. Sehen der 
Voſl aee fede Zißer 7. 

2 jind bei 

kaännen cber auch vühn 

ö 
üů 
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     SAen dorgen-nalen lltn zu haßrn. 

Lerwendr=g von Zeichnungs⸗ 

                                                

   

   

    

rfret 

durch 100 W.WWarrn Berräger des Neumreräs SSPüriäeä, 

verfüͤgen. 

Bedingungen. 
Für die Verzinſung der Schatanweiſungen vnd ihre Tülgung brurch 

AieslLofung werden — von ber verſtärkten Ausloſung im erſten Ans⸗ 

bohmngsirmin (vgl. Abſ. 1) abgeſehen — jähritt 5% Sue Rrnmmeri 
ſibres urſpränglichen Beteagts aufgewendet. Die erlparten Zinſen von 
den ausgeloſten Schatzanweꝛjungen werden zur Einlöͤſung mitverwendet. 
Die auf Srund der Kündigungen vom Reiche zum Nennwert zurück⸗ 

geßahlten Schatzantreiſungen nehmen füx Rechnmittz bes Reicht weiterhin 
an der Berzinſung und Ausloſung keil. 

Am 1. Juft 1987 werden die bis bohin etvn nicht arsgeleſten 
Schatzanweifungen mit dem olsdann für die Kackzahtung der aus⸗ 
geloſten Schahanweifungen maßgebenden Vetrahe (1100%, 115%/, 
eber 120%) zurilgezahlt. 

1. Zeichnungsbreis. 
Der DachsIfrA berrsg: 

für die 50% Reichs anleihe, Mesn Hasteri, vheue: 9.— N. 

  

„ 5%% — Eintrogmg in ders 
Ke'ssiGalbbös miti Sperte dis zure 

15. April 1919 beantragt wird. . 97.50R. 
½% Reihsſchatzenweiſungen 9.— M. 

für je 100 Mark Neunwert unter Verrechnurg der äblichen 
Stückzinſen. 

3. Zuleliung. Stügelung. 
Die Zuteihmng findet kumlichſt bolb nußß dem Zeichnungsſchluß ſtatt, 

Die bis zur Zuniellung ſchon bezahlten Scträge gelten als vell zu⸗ 
Zetrilt. Im ürigen entjcheibel Sie HBrächnengsſtelle Sber die Höhe 
8 leibung. Delondere Wänſche wegen der Stäckelung ſinb in 
dem dafjür vorgefehenen Raum euf der Voiderfeite des Zeichnungs⸗ 

icheines auzugeben. Berben derartige Wänſche nicht zum Ansdruc 

gedrocht, ſjo wird die Stüselung von den Bermittlangsſteilen nach 
ihrem Ermeſſen vorgrnommen. Spätrren Antrüägen anf Abänbernng 

der Stückelung Eun nicht ſtetigegeben werden.“ 

Zu csen Schehrrreeit ngen kaweht wie in des Stücen ber Reichkanlrihe ven 
36h Lere as reabe Se asi ASstras i Secsenebern asstgßenh 
»Hilsealcrint angeghes. Sber leren Emtenfch in eabräinige Stäce bes Er⸗ 

  

S— üerderlde Käter ürribrt befärz-gemacht mirt. Dee Etict crrr 1000 Nark. Iu deren 
Iwißeeürr S vert--n EAD, Werben viik ESglichtrr Seichlernigupg fertüggeftellt 
EED DELEAIEEEO * SE * b & bICeb-b.e. Perben. 

EREaen Seicrrr Stsker ber 8 % imich AE 2⁵U Rasl Du 
Seriis Kestker. Gre neu, Licht Fäskeke Hlarer Stäcr ei cäes Lesichrstaß bes 

⸗Rech = Ncie. Exrrs ſte Ee Ersfertigxrs Vüonberrr gwüßchenſchehre zwets 
Serofkarrg her Ser SerSacreafte Beerkreren; e Urrzze as er bie Stelt In richter 
kei ber E EiG rrfßrigt ià. Dieſe Ruiſcyenichtur werber zicht an die Beichner 
*D Errlusgs Seilen cuigrvendig!. nsern vii bet MDer hittketber ber Der⸗ 
üuße Mesgebex — — 

   
dir Zedeg rrß geleüßrt zu werden. beun in Somme ber ſWig ge⸗   Zinſen ausgeſtatteten Stücke mit Hissſcheinen, die em 1. 

Die Beſtimmungen über die Schuldverſchreibungen finden auf die Schuldbuchforderungen entſprechend 
ö Amwendung. x 

Die Zahlung hatbeiberſelben Stelle zuerfolger, 
deider die Seichnung angemeldet worden iſt. 

· „ AucrR S. S. zur Kacgablung fAligen Mark 
80 U00 0O00. % Deutſche Reichsſcabanweifungen von 
1914 Serie 1 werden bei der Begleichung zugeteilter Rriegs⸗ 
anleihen zum Nennwert — unter Abzug der Stückzinſen vom Zahungs⸗ 
tage, frülheſtens aber vom 28. März ub, bis zum 31. Juli — in gahlung 
genommen. Die zu den Stucken gehörenden Zinsſcheine verbleiben 
den Zeichnern. 

Vie im Laufe beflndlichen unverzinslichen Schaßſcheine 
des Reichs werden —, unter Abzud von 5/ Piskont bom Zohlungs⸗ 
tage, früheſtens vom 28. Mürz ab, bis zum Tage ihrer Fälligkeit 
— —. Dehbans genommen. 

Z. Hoſtzeichnungen. 
Die Poſtanſtalten Achmen mur Zeichnungen auf die 59/ 

Reichsenleihe enigegen. Auf. dieſe, Zeichnungen ann die 
Vollzohluna am 28. Mör, ſie muß Wer ſpäteſtens am 27. April 
geleiſtet werben. auf bis zum 28. März geleiſtete Bollzahlungen 
werden Zinſen für 92 Tetze, auf alle andezen Vollzahlungen bis zum 
27. April, auch wenn ſie vor dieſem Tage geleiſtet 
werben, Zinſen für 68 Tage verhtiel. 

8. Amtauſch. 
Den Zeichnern nener 4/,o/, Schahanweifungen iſt es geſtattet, 

daneben Schuldverſchreibungen ber früheren Kriegsantlteihen und 
Schatzan-eifungen der I., II., IV. und V. Kriegsanleihe in neue 
4/2% Eck ꝛbanweifungen umzutauſchen, jedoch kann jeder Zeichner 

  

höchſtens doppelt ſo viel alle Anleihen (nach dem Nennwert) zum uyn⸗ 
tauſch aumelden, wie er neue Schatzanweiſungen gezeichnet hat. Die 

Zeichnungs⸗ oder Bermittlungsſtelle, bei der die Schatzanweiſungen ge⸗ 
zeichnet worden ſind, zu ſtellen. Die alten Stücke ſind bis zum 
29. Iuni 1918 bei der genannten Stelle einzureichen. Die Einreicher 
der Umtauſchſtücke erhalten auf Antrag zunächſt Zwiſchenſcheine zu den 
nenen Schasenseiſungen. 

0% Schuldverichreihungen aller vorangegangenen Kriegsanleihen 
werden ohne Aufgeld gegen die neuen Schaßanweiſungen umgetauſcht. 
Die Einlüeferer von 5% Schatzanweifungen erhalten eine Vergſitung 
von Mark 2.— für je 100 Mark Nennwert. Die Einlieferer von 
4½%.-Schutzanweiſungen der vierten und fünfien Kriegsanleihe haben 
Mark 3,— für je 100 Mark Nennwert zuzuzahlen. 

Die mit Januar / uli⸗Binſen ausgeſtatteten Stüce ſind mit Zins⸗ 
ſchernen, dir am 2. Jon zar 1919 fällig ſind, die mit :ü pril / Oltober⸗ 

Osctober 1918 

fällig firid, enzurtichen, Der Ummauſch erfolgt mit Lirkun vom 
1. Juli 1918, ſs daß die Einlieferer ven April /Ortober⸗Stücken auf 

SX. alten Auleihen Stückzinſen für Jahr vergütet echolten. 
Sollen Schumbuchforderungen zum Umtauſch verwenbet werden, 

ſo in zuver ein Antrag auf Ausreichung von Schuldverſchreibungen 
an die Reichstchuldenverwaltung (Berlin SW öS;, Oranienſtr. 52-34) 

      

  

Vermerk enthalten und ſpäͤrſtens bis zum 6. Nai d. J. ber der Reichs⸗ 
üchuldenverwaltung eingehen. Daraufhin werden Schuldverſchreibungen, 
bie mur für den Urtienſch in Reichsſchahampeiſungen geeignet ſind, 
ohm Zinsſcheinbogen ausgereicht. Für die Ausreicheng werben Ge⸗ 

5Ahren gicht erhoben Eire Zeichnungsſperrr ſteht dem Untauf ich nicht 
Sergeser Die Sechulhhrrichreibungen ſind bis zum 28. Juni 1918 bei   werdenen Teitbeirägz wenigſtens 100 Nart ergibi. 

EEE ED   

    

  

vrD verrsalter. Eine Sperre wird durch dieje Riederlegung nicht bebingt; der Zeichner Lann ſein 
e Eaue er reer üren conere ane eer de, Meusauks virͤie Seemeier ſumm Eüihe 

Neichsbank⸗Hireklorinn. 

den in Abſatß 1 genannten gachnunggs· oder Vermittlungsſtellen ein⸗ 
zureichen. 

Wieden Eaden caf Küatrss der Zeickaer bees kem Kuntos ber Bruhthepihanf fx Wertpapiere in Berlin nach Maßgabe ſeiner fär die Niederlezung geltenden 
Depot jederzeit — auch vor. ſein 

Havenſtein. p. GSriuam. 

Umtauſchantröge ſind innerhalb der Zeichnungsfriſt bei derienigen 

zu richten. Der Antrag muß eiden auf den Umtauſch hinweiſenden 

  

    


